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Zeitgeschehen im Fokus
Forschen – Nachdenken – Schlüsse ziehen

Ukrainekonflikt

«Jetzt wäre der richtige Zeitpunkt, die abgebrochenen 
Verhandlungen wieder aufzunehmen»
«Waffenlieferungen bedeuten, dass der Krieg sinnlos verlängert wird»

Interview mit General a. D. Harald Kujat*

Zeitgeschehen im Fokus Welchen 
Wert geben Sie der Berichterstat-
tung über die Ukraine in unseren 
Mainstream-Medien?

General a. D. Harald Kujat Der 
Ukrainekrieg ist nicht nur eine mi-
litärische Auseinandersetzung; er 
ist auch ein Wirtschafts- und ein 
Informationskrieg. In diesem In-
formationskrieg kann man zu ei-
nem Kriegsteilnehmer werden, 
wenn man sich Informationen 
und Argumente zu eigen macht, 
die man weder verifizieren noch 
aufgrund eigener Kompetenz be-
urteilen kann. Zum Teil spielen 
auch als moralisch verstandene 
oder ideologische Motive eine 
Rolle. Das ist in Deutschland be-
sonders problematisch, weil in 
den Medien überwiegend «Exper-
ten» zu Wort kommen, die über 
keine sicherheitspolitischen und 
strategischen Kenntnisse und Er-
fahrungen verfügen und deshalb 
Meinungen äussern, die sie aus 
Veröffentlichungen anderer «Ex-
perten» mit vergleichbarer Sach-
kenntnis beziehen. Offensichtlich 
wird damit auch politischer Druck 
auf die Bundesregierung aufge-
baut. Die Debatte über die Liefe-

rung bestimmter Waffensysteme 
zeigt überdeutlich die Absicht vie-
ler Medien, selbst Politik zu ma-
chen. Es mag sein, dass mein Un-
behagen über diese Entwicklung 
eine Folge meines langjährigen 
Dienstes in der Nato ist, unter an-
derem als Vorsitzender des 
Nato-Russland-Rats und der 
Nato-Ukraine-Kommission der 
Generalstabschefs. Besonders är-
gerlich finde ich, dass die deut-
schen Sicherheitsinteressen und 
die Gefahren für unser Land durch 
eine Ausweitung und Eskalation 
des Krieges so wenig beachtet 
werden. Das zeugt von einem 
Mangel an Verantwortungsbe-
wusstsein oder, um einen altmo-
dischen Begriff zu verwenden, 
von einer höchst unpatriotischen 
Haltung. In den Vereinigten Staa-
ten, einem der beiden Hauptak-
teure in diesem Konflikt, ist der 
Umgang mit dem Ukrainekrieg 
wesentlich differenzierter und 
kontroverser, gleichwohl aber im-
mer von nationalen Interessen 
geleitet.

Sie haben sich Anfang 2022, als die 
Lage an der Grenze zur Ukraine im-
mer zugespitzter wurde, zum da-
maligen Inspekteur der Marine, Vi-
zegeneral Kai-Achim Schönbach, 
geäussert und sich im gewissen 
Sinne hinter ihn gestellt. Er warnte 
eindringlich vor einer Eskalation 
mit Russland und machte dem We-
sten den Vorwurf, er hätte Putin 
gedemütigt, und man müsse auf 
gleicher Augenhöhe mit ihm ver-
handeln.

Ich habe mich nicht in der Sache 
geäussert, sondern um ihn vor un-
qualifizierten Angriffen in Schutz 
zu nehmen. Ich war allerdings im-
mer der Ansicht, dass man diesen 
Krieg verhindern muss und dass 

man ihn auch hätte verhindern 
können. Dazu habe ich mich im De-
zember 2021 auch öffentlich ge­
äussert. Und Anfang Januar 2022 
habe ich Vorschläge veröffentlicht, 
wie in Verhandlungen ein für alle 
Seiten akzeptables Ergebnis erzielt 
werden könnte, mit dem ein Krieg 
doch noch vermieden wird. Leider 
ist es anders gekommen. Vielleicht 
wird einmal die Frage gestellt, wer 
diesen Krieg wollte, wer ihn nicht 
verhindern wollte und wer ihn 
nicht verhindern konnte.

Wie schätzen Sie die momentane 
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*	 General a.D. Harald Kujat, geboren am 
1. März 1942, war u. a.  Generalinspek-
teur der Bundeswehr und als Vorsitzen-
der des Nato-Militärausschusses höchster 
Militär der Nato. Zugleich amtete er als 
Vorsitzender des Nato-Russland-Rates 
sowie des Euro-Atlantischen-Partner-
schaftsrates der Generalstabschefs. Für 
seine Verdienste wurde Harald Kujat mit 
einer grossen Zahl von Auszeichnungen 
geehrt, darunter mit dem Kommandeurs
kreuz der Ehrenlegion der Republik 
Frankreich, dem Kommandeurskreuz des 
Verdienstordens Lettlands, Estlands und 
Polens, der Legion of Merit der Vereinig-
ten Staaten, dem Grossen Band des Leo-
poldordens des Königreichs Belgien, dem 
Grossen Bundesverdienstkreuz, sowie mit 
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Entwicklung in der Ukraine ein?
Je länger der Krieg dauert, de-

sto schwieriger wird es, einen Ver-
handlungsfrieden zu erzielen. Die 
russische Annexion von vier ukrai-
nischen Gebieten am 30. Septem-
ber 2022 ist ein Beispiel für eine 
Entwicklung, die nur schwer rück-
gängig gemacht werden kann. 
Deshalb fand ich es so bedauer-
lich, dass die Verhandlungen, die 
im März in Istanbul geführt wur-
den, nach grossen Fortschritten 
und einem durchaus positiven Er-
gebnis für die Ukraine abgebro-
chen wurden. Russland hatte sich 
in den Istanbul-Verhandlungen of-
fensichtlich dazu bereit erklärt, sei-
ne Streitkräfte auf den Stand vom 
23. Februar zurückzuziehen, also 
vor Beginn des Angriffs auf die 
Ukraine. Jetzt wird immer wieder 
der vollständige Abzug als Voraus-
setzung für Verhandlungen gefor-
dert. 

Was hat denn die Ukraine als Ge-
genleistung angeboten?

Die Ukraine hatte sich verpflich-
tet, auf eine Nato-Mitgliedschaft 
zu verzichten und keine Stationie-
rung ausländischer Truppen oder 
militärischer Einrichtungen zuzu-
lassen. Dafür sollte sie Sicherheits-
garantien von Staaten ihrer Wahl 
erhalten. Die Zukunft der besetz-
ten Gebiete sollte innerhalb von 
15 Jahren diplomatisch, unter aus-
drücklichem Verzicht auf militäri-
sche Gewalt gelöst werden.

Warum kam der Vertrag nicht zu-
stande, der Zehntausenden das Le-
ben gerettet und den Ukrainern 
die Zerstörung ihres Landes erspart 
hätte?

Nach zuverlässigen Informatio-
nen hat der damalige britische 
Premierminister Boris Johnson am 
9. April in Kiew interveniert und 
eine Unterzeichnung verhindert. 
Seine Begründung war, der We-
sten sei für ein Kriegsende nicht 
bereit.

Es ist ungeheuerlich, was da ge-
spielt wird, von dem der gutgläubi-
ge Bürger keine Ahnung hat. Die 
Verhandlungen in Istanbul waren 
bekannt, auch dass man kurz vor 
einer Einigung stand, aber von ei-
nem Tag auf den anderen hat man 
nichts mehr gehört. 

Mitte März hatte beispielsweise 
die britische «Financial Times» 
über Fortschritte berichtet. Auch 
in einigen deutschen Zeitungen 
erschienen entsprechende Mel-
dungen. Weshalb die Verhandlun-
gen scheiterten, ist allerdings nicht 
berichtet worden. Als Putin am 
21. September die Teilmobilma-
chung verkündete, erwähnte er 
zum ersten Mal öffentlich, dass die 
Ukraine in den Istanbul-Verhand-
lungen im März 2022 positiv auf 
russische Vorschläge reagiert 
habe. «Aber», sagte er wörtlich, 
«eine friedliche Lösung passte 
dem Westen nicht, deshalb hat er 
Kiew tatsächlich befohlen, alle 
Vereinbarungen zunichte zu ma-
chen.» 

Darüber schweigt tatsächlich unse-
re Presse. 

Anders als beispielsweise die 
amerikanischen Medien. «Foreign 
Affairs» und «Responsible State-
craft», zwei renommierte Zeitschrif-
ten, veröffentlichten dazu sehr in-
formative Berichte.  Der Artikel in 
«Foreign Affairs» war von Fiona Hill, 
einer ehemals hochrangigen Mitar-
beiterin im nationalen Sicherheits-
rat des Weissen Hauses. Sie ist sehr 
kompetent und absolut zuverläs-
sig. Sehr detaillierte Informationen 
wurden bereits am 2. Mai auch in 
der regierungsnahen «Ukrainska 
Pravda» veröffentlicht. 

Haben Sie noch weitere Angaben 
zu dieser Ungeheuerlichkeit?

Es ist bekannt, dass die wesent-
lichen Inhalte des Vertragsent-
wurfs auf einem Vorschlag der 
ukrainischen Regierung vom 
29. März beruhen. Darüber berich-
ten inzwischen auch viele US-ame-
rikanische Medien. Ich habe je-
doch erfahren müssen, dass 
deutsche Medien selbst dann 
nicht bereit sind, das Thema auf-
zugreifen, wenn sie Zugang zu 
den Quellen haben.

Sie äussern sich in einem Artikel 
folgendermassen: «Der Mangel an 
sicherheitspolitischem Weitblick 
und strategischem Urteilsvermö-
gen in unserem Lande ist beschä-
mend.» Was meinen Sie damit kon-
kret?

Nehmen wir als Beispiel den 
Zustand der Bundeswehr. 2011 

wurde eine Bundeswehrreform 
durchgeführt, die sogenannte 
Neuausrichtung der Bundeswehr. 
Neuausrichtung bedeutete weg 
vom Verfassungsauftrag der Lan-
des- und Bündnisverteidigung 
und hin zu Auslandseinsätzen. Zur 
Begründung hiess es, dass es kein 
Risiko eines konventionellen An-
griffs auf Deutschland und die Na-
to-Verbündeten gebe. Personal-
umfang und Struktur der 
Streitkräfte, Ausrüstung, Bewaff-
nung und Ausbildung wurden auf 
Auslandseinsätze ausgerichtet. 
Streitkräfte, die über die Fähigkeit 
zur Landes- und Bündnisverteidi-
gung verfügen, können auch Sta-
bilisierungseinsätze durchführen, 
zumal die Bundesregierung und 
das Parlament darüber im Einzel-
fall selbst entscheiden können. 
Umgekehrt ist das nicht der Fall, 
denn ob der Fall der Landes- und 
Bündnisverteidigung eintritt, ent-
scheidet der Aggressor. Die dama-
lige Lagebeurteilung war ohnehin 
falsch. Denn durch die einseitige 
Kündigung des ABM-Vertrages 
durch die USA war bereits 2002 
ein strategischer Wendepunkt im 
Verhältnis zu Russland entstan-
den. Politischer Wendepunkt war 
der Nato-Gipfel in Bukarest 2008, 
als US-Präsident George W. Bush 
versuchte, eine Einladung der 
Ukraine und Georgiens zum Nato-
Beitritt durchzusetzen. Als er da-
mit scheiterte, wurde, wie in sol-
chen Fällen üblich, eine vage 
Beitrittsperspektive für diese Län-
der in das Communiqué aufge-
nommen. 

Sehen Sie aufgrund dieser Entwick-
lung zwischen Russland und den 
USA einen Zusammenhang mit der 
aktuellen Krise?

Obwohl durch den Ukrainekrieg 
das Risiko einer Konfrontation 
Russlands und der Nato für jeder-
mann offensichtlich ist, wird die 
Bundeswehr weiter entwaffnet, ja, 
geradezu kannibalisiert, um Waf-
fen und militärisches Gerät für die 
Ukraine freizusetzen. Einige Politi-
ker rechtfertigen dies sogar mit 
dem unsinnigen Argument, dass 
unsere Freiheit in der Ukraine ver-
teidigt würde. 

Warum ist das für Sie ein unsinni-
ges Argument? Alle argumentie-
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ren so, selbst der Vorsteher des 
Schweizer Aussendepartements, 
Ignazio Cassis.

Die Ukraine kämpft um ihre 
Freiheit, um ihre Souveränität und 
um die territoriale Integrität des 
Landes. Aber die beiden Hauptak-
teure in diesem Krieg sind Russ
land und die USA. Die Ukraine 
kämpft auch für die geopoliti-
schen Interessen der USA. Denn 
deren erklärtes Ziel ist es, Russland 
politisch, wirtschaftlich und militä-
risch so weit zu schwächen, dass 
sie sich dem geopolitischen Riva-
len zuwenden können, der als ein-
ziger in der Lage ist, ihre Vor-
machtstellung als Weltmacht zu 
gefährden: China. Zudem wäre es 
doch höchst unmoralisch, die 
Ukraine in ihrem Kampf für unsere 
Freiheit allein zu lassen und ledig-
lich Waffen zu liefern, die das Blut-
vergiessen verlängern und die Zer-
störung des Landes vergrössern. 
Nein, in diesem Krieg geht es nicht 
um unsere Freiheit. Die Kernpro-
bleme, weshalb der Krieg entstan-
den ist und immer noch fortge-
setzt wird, obwohl er längst 
beendet sein könnte, sind ganz 
andere.

Was ist Ihrer Meinung nach das 
Kernproblem?

Russland will verhindern, dass 
der geopolitische Rivale USA eine 
strategische Überlegenheit ge-
winnt, die Russlands Sicherheit 
gefährdet. Sei es durch Mitglied-
schaft der Ukraine in der von den 
USA geführten Nato, sei es durch 
die Stationierung amerikanischer 
Truppen, die Verlagerung militäri-
scher Infrastruktur oder gemein-
samer Nato-Manöver. Auch die 
Dislozierung amerikanischer Sy-
steme des ballistischen Raketen-
abwehrsystems der Nato in Polen 
und Rumänien ist Russland ein 
Dorn im Auge, denn Russland ist 
überzeugt, dass die USA von die-
sen Abschussanlagen auch russi-
sche interkontinentalstrategische 
Systeme ausschalten und damit 
das nuklearstrategische Gleichge-
wicht gefährden könnten. Eine 
wichtige Rolle spielt auch das 
Minsk II-Abkommen, in dem die 
Ukraine sich verpflichtet hat, der 
russischsprachigen Bevölkerung 
im Donbas bis Ende 2015 durch 
eine Verfassungsänderung mit ei-

ner grösseren Autonomie der Re-
gion Minderheitenrechte zu ge-
währen, wie sie in der 
Europäischen Union Standard 
sind. Es gibt inzwischen Zweifel, 
ob die USA und die Nato bereit 
waren, vor dem russischen Angriff 
auf die Ukraine ernsthaft über die-
se Fragen zu verhandeln.

Wilfried Scharnagl zeigt in seinem 
Buch «Am Abgrund» bereits 2015 
ganz deutlich auf, dass die Politik 
des Westens eine unglaubliche Pro-
vokation ist, und wenn EU und Nato 
ihren Kurs nicht ändern, es zu einer 
Katastrophe kommen könnte.

Ja, damit muss man rechnen. Je 
länger der Krieg dauert, desto 
grösser wird das Risiko einer Aus-
weitung oder Eskalation.

Das haben wir bereits in der Kuba-
krise gehabt.

Das war eine vergleichbare Si-
tuation.

Wie beurteilen Sie die beschlosse-
ne Lieferung von Marder-Panzern 
an die Ukraine?

Waffensysteme haben Stärken 
und Schwächen aufgrund techni-
scher Merkmale und damit – ab-
hängig vom Ausbildungstand der 
Soldaten sowie den jeweiligen 
operativen Rahmenbedingungen – 
einen bestimmten Einsatzwert. Im 
Gefecht der verbundenen Waffen 
wirken verschiedene Waffensyste-
me in einem gemeinsamen Füh-
rungs- bzw. Informationssystem 
zusammen, wodurch die Schwä-
chen des einen Systems durch die 
Stärken anderer Systeme ausgegli-
chen werden. Bei einem niedrigen 
Ausbildungsstand des Bedienungs-
personals oder wenn ein Waffensy-
stem nicht gemeinsam mit anderen 
Systemen in einem funktionalen 
Zusammenhang eingesetzt wird 
und möglicherweise die Einsatzbe-
dingungen schwierig sind, ist der 
Einsatzwert gering. Damit besteht 
die Gefahr der frühzeitigen Aus-
schaltung oder sogar das Risiko, 
dass die Waffe in die Hand des 
Gegners fällt. Das ist die gegenwär-
tige Lage, in der moderne westli-
che Waffensysteme im Ukraine-
krieg zum Einsatz kommen. 
Russland hat im Dezember ein um-
fangreiches Programm zur Auswer-
tung der technischen und operativ-

taktischen Parameter eroberter 
westlicher Waffen begonnen, was 
die Effektivität der eigenen Opera-
tionsführung und Waffenwirkung 
erhöhen soll.

Darüber hinaus stellt sich 
grundsätzlich die Frage der Mittel-
Zweck-Relation. Welchem Zweck 
sollen die westlichen Waffen die-
nen? Selenskij hat die strategi-
schen Ziele der ukrainischen 
Kriegsführung immer wieder ge-
ändert. Gegenwärtig verfolgt die 
Ukraine das Ziel, alle von Russland 
besetzten Gebiete einschliesslich 
der Krim zurückzuerobern. Der 
deutsche Bundeskanzler sagt, wir 
unterstützen die Ukraine, solange 
das nötig ist, also auch bei der Ver-
folgung dieses Ziels, obwohl die 
USA mittlerweile betonen, es gin-
ge darum, lediglich «das Territori-
um zurückzuerobern, das seit dem 
24. Februar 2022 von Russland 
eingenommen wurde.»

Es gilt somit die Frage zu beant-
worten, ob das Mittel westlicher 
Waffenlieferungen geeignet ist, 
den von der Ukraine beabsichtig-
ten Zweck zu erfüllen. Diese Frage 
hat eine qualitative und eine quan-
titative Dimension. Die USA liefern 
keine Waffen ausser solche zur 
Selbstverteidigung, keine Waffen, 
die das Gefecht der verbundenen 
Waffen ermöglichen und vor allem 
keine, die eine nukleare Eskalation 
auslösen könnten. Das sind Präsi-
dent Bidens drei Neins. 

Wie will die Ukraine ihre militäri-
schen Ziele erreichen?

Der ukrainische Generalstabs-
chef, General Saluschnij, sagte 
kürzlich: «Ich brauche 300 Kampf-
panzer, 600 bis 700 Schützenpan-
zer und 500 Haubitzen, um die 
russischen Truppen auf die Positio-
nen vor dem Angriff vom 24. Fe-
bruar zurückzudrängen. Jedoch 
mit dem, was er erhalte, seien 
«grössere Operationen nicht mög-
lich». Ob die ukrainischen Streit-
kräfte angesichts der grossen Ver-
luste der letzten Monate 
überhaupt noch über eine ausrei-
chende Zahl geeigneter Soldaten 
verfügen, um diese Waffensyste-
me einsetzen zu können, ist aller-
dings fraglich. Jedenfalls erklärt 
auch die Aussage General Salu-
schnijs, weshalb die westlichen 
Waffenlieferungen die Ukraine 
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nicht in die Lage versetzen, ihre 
militärischen Ziele zu erreichen, 
sondern lediglich den Krieg ver-
längern. Hinzu kommt, dass Rus-
sland die westliche Eskalation je-
derzeit durch eine eigene 
übertreffen könnte.

In der deutschen Diskussion 
werden diese Zusammenhänge 
nicht verstanden oder ignoriert. 
Dabei spielt auch die Art und Wei-
se eine Rolle, wie einige Verbün-
dete versuchen, die Bundesregie-
rung öffentlich nun auch zur 
Lieferung von Leopard 2-Kampf-
panzern zu drängen. Das hat es in 
der Nato bisher nicht gegeben. Es 
zeigt, wie sehr Deutschlands Anse-
hen im Bündnis durch die Schwä-
chung der Bundeswehr gelitten 
hat und mit welchem Engagement 
einige Verbündete das Ziel verfol-
gen, Deutschland gegenüber 
Russland besonders zu exponie-
ren. 

Was nährt Selsenkijs Auffassung, 
man könne die Russen aus der 
Ukraine vertreiben? 

Möglicherweise werden die 
ukrainischen Streitkräfte mit den 
Waffensystemen, die ihnen auf der 
nächsten Geberkonferenz am 
20. Januar zugesagt werden, etwas 
effektiver in der Lage sein, sich ge-
gen die in den nächsten Wochen 
stattfindenden russischen Offensi-
ven zu verteidigen. Sie können da-
durch aber nicht die besetzten Ge-
biete zurückerobern. Nach Ansicht 
des US-amerikanischen Generalst-
abschefs, General Mark Milley, hat 
die Ukraine das, was sie militärisch 
erreichen konnte, erreicht. Mehr ist 
nicht möglich. Deshalb sollten jetzt 
diplomatische Bemühungen auf-
genommen werden, um einen Ver-
handlungsfrieden zu erreichen. Ich 
teile diese Auffassung. 

Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass die russischen Streitkräfte of-
fenbar die Absicht haben, das er-
oberte Gebiet zu verteidigen und 
den Rest des Donbas zu erobern, 
um die von ihnen annektierten Ge-
biete zu konsolidieren. Sie haben 
ihre Verteidigungsstellungen gut 
dem Gelände angepasst und stark 
befestigt. Angriffe auf diese Stel-
lungen erfordern einen hohen 
Kräfteaufwand und die Bereit-
schaft, erhebliche Verluste hinzu-
nehmen. Durch den Abzug aus der 

Region Cherson wurden ungefähr 
22 000 kampfkräftige Truppen für 
Offensiven freigesetzt. Zudem wer-
den weitere Kampfverbände als 
Verstärkung in die Region verlegt.

Aber was sollen dann die Waffen-
lieferungen, die das Erreichen von 
Selenskijs Ziel nicht ermöglichen?

Die derzeitigen Bemühungen 
der USA, die Europäer zu weiteren 
Waffenlieferungen zu veranlassen, 
haben möglicherweise mit dieser 
Lageentwicklung zu tun. Man 
muss zwischen den öffentlich ge­
äusserten Gründen und den kon-
kreten Entscheidungen der Bun-
desregierung unterscheiden. Es 
würde zu weit führen, auf das 
ganze Spektrum dieser Diskussion 
einzugehen. Ich würde mir aller-
dings wünschen, dass die Bundes-
regierung in dieser Frage wirklich 
kompetent beraten wird und – 
was vielleicht noch wichtiger ist – 
der Bedeutung dieser Frage ent-
sprechend aufnahmebereit und 
urteilsfähig wäre.

Die Bundesregierung ist mit der 
Unterstützung der Ukraine schon 
sehr weit gegangen. Zwar ma-
chen Waffenlieferungen Deutsch-
land noch nicht zur Konfliktpartei. 
Aber in Verbindung mit der Aus-
bildung ukrainischer Soldaten an 
diesen Waffen unterstützen wir 
die Ukraine dabei, ihre militäri-
schen Ziele zu erreichen. Der Wis-
senschaftliche Dienst des Deut-
schen Bundestags hat deshalb in 
seinem Gutachten vom 16. März 
2022 erklärt, dass damit der gesi-
cherte Bereich der Nicht-Kriegs-
führung verlassen wird. Auch die 
USA werden ukrainische Soldaten 
in Deutschland ausbilden. Das 
Grundgesetz enthält in seiner Prä-
ambel ein striktes Friedensgebot 
für unser Land. Das Grundgesetz 
toleriert die Unterstützung einer 
Kriegspartei also nur dann, wenn 
diese geeignet ist, eine friedliche 
Lösung zu ermöglichen. Die Bun-
desregierung ist deshalb in der 
Pflicht, der deutschen Bevölke-
rung zu erklären, innerhalb wel-
cher Grenzen und mit welchem 
Ziel die Unterstützung der Ukraine 
erfolgt. Schliesslich müssten auch 
der ukrainischen Regierung die 
Grenzen der Unterstützung auf-
gezeigt werden. Selbst Präsident 
Biden hat vor einiger Zeit in einem 

Namensartikel erklärt, dass die 
USA die Ukraine zwar weiter mili-
tärisch unterstützen werden, aber 
eben auch ihre Bemühungen, in 
diesem Konflikt einen Verhand-
lungsfrieden zu erreichen.

Seit Wochen rennt die ukrainische 
Armee gegen die Russen an – ohne 
Erfolg. Dennoch spricht Selenskij 
von Rückeroberung. Ist das Propa-
ganda oder besteht diese Möglich-
keit tatsächlich?

Nein, dazu sind die ukrainischen 
Streitkräfte sowohl nach Einschät-
zung des amerikanischen wie des 
ukrainischen Generalstabschefs 
nicht in der Lage. Beide Kriegspar-
teien befinden sich gegenwärtig 
wieder in einer Pattsituation, die 
durch die Einschränkungen auf-
grund der Jahreszeit verstärkt 
wird. Jetzt wäre also der richtige 
Zeitpunkt, die abgebrochenen 
Verhandlungen wieder aufzuneh-
men. Die Waffenlieferungen be-
deuten das Gegenteil, nämlich 
dass der Krieg sinnlos verlängert 
wird, mit noch mehr Toten auf bei-
den Seiten und der Fortsetzung 
der Zerstörung des Landes. Aber 
auch mit der Folge, dass wir noch 
tiefer in diesen Krieg hineingezo-
gen werden. Selbst der Nato-Ge-
neralsekretär hat kürzlich vor einer 
Ausweitung der Kämpfe zu einem 
Krieg zwischen der Nato und Russ
land gewarnt. 

Sie sagen, wir haben wieder eine 
«Pattsituation». Was meinen Sie 
damit?

Eine positive Ausgangslage für 
eine Verhandlungslösung hatte 
sich beispielsweise Ende März 
vergangenen Jahres ergeben, als 
die Russen entschieden, vor Kiew 
abzudrehen und sich auf den 
Osten und den Donbas zu kon-
zentrieren. Das hat die Verhand-
lungen in Istanbul ermöglicht. 
Eine ähnliche Lage entstand im 
September, bevor Russland die 
Teilmobilisierung durchführte. 
Die damals entstandenen Mög-
lichkeiten sind nicht genutzt wor-
den. Jetzt wäre es wieder Zeit zu 
verhandeln, und wir nutzen auch 
diese Gelegenheit nicht, sondern 
tun das Gegenteil: Wir schicken 
Waffen und eskalieren. Auch dies 
ist ein Aspekt, der den Mangel an 
sicherheitspolitischem Weitblick 
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und strategischem Urteilsvermö-
gen offenlegt. 

Sie haben in Ihrem Text noch er-
wähnt, dass der russische Verteidi-
gungsminister Schoigu Bereitschaft 
für Verhandlungen signalisiert 
hat … 

… das hat auch Putin gemacht. 
Putin hat am 30. September, als er 
zwei weitere Regionen zu russi-
schem Territorium erklärte, aus-
drücklich wieder Verhandlungen 
angeboten. Er hat das zwischen-
zeitlich mehrfach getan. Jetzt ist es 
allerdings so, dass Schoigu das 
nicht an Bedingungen geknüpft 
hat, aber Putin hat sozusagen die 
Latte höher gelegt, indem er sagte, 
wir sind zu Verhandlungen bereit, 
aber es setzt natürlich voraus, dass 
die andere Seite die Gebiete, die 
wir annektiert haben, anerkennt. 
Daran sieht man, dass sich die Posi-
tionen beider Seiten immer mehr 
verhärten, je länger der Krieg dau-
ert. Denn Selenskij sagte, er ver-
handle erst, wenn sich die Russen 
vollständig aus der Ukraine zurück-
gezogen hätten. Damit wird eine 
Lösung immer schwieriger, aber sie 
ist noch nicht ausgeschlossen. 

Ich möchte noch auf ein Ereignis zu 
sprechen kommen. Frau Merkel hat 
in einem Interview …

… ja, was sie sagt, ist eindeutig. 
Sie hätte das Minsk II-Abkommen 
nur ausgehandelt, um der Ukraine 
Zeit zu verschaffen. Und die Ukrai-
ne habe diese auch genutzt, um 
militärisch aufzurüsten. Das hat 
der ehemalige französische Präsi-
dent Hollande bestätigt. 

Petro Poroschenko, der ehemalige 
ukrainische Staatspräsident, hat 
das ebenfalls gesagt.

Russland bezeichnet das ver-
ständlicherweise als Betrug. Und 
Merkel bestätigt, dass Russland 
ganz bewusst getäuscht wurde. 
Das kann man bewerten, wie man 
will, aber es ist ein eklatanter Ver-
trauensbruch und eine Frage der 
politischen Berechenbarkeit. Nicht 
wegdiskutieren kann man aller-
dings, dass die Weigerung der 
ukrainischen Regierung – in Kennt-
nis dieser beabsichtigten Täu-
schung – das Abkommen umzu-
setzen, noch wenige Tage vor 
Kriegsbeginn, einer der Auslöser 

für den Krieg war. Die Bundesre-
gierung hatte sich in der Uno-Re-
solution dazu verpflichtet, das 
«gesamte Paket» der vereinbarten 
Massnahmen umzusetzen. Dar-
über hinaus hat die Bundeskanzle-
rin mit den anderen Teilnehmern 
des Normandie-Formats eine 
Erklärung zur Resolution unter-
schrieben, in der sie sich noch ein-
mal ausdrücklich zur Implementie-
rung der Minsk-Vereinbarungen 
verpflichtete.

Das ist doch auch ein Völkerrechts-
bruch?

Ja, das ist ein Völkerrechtsbruch, 
das ist eindeutig. Der Schaden ist 
immens. Man muss sich die heuti-
ge Situation einmal vorstellen. Die 
Leute, die von Anfang an Krieg 
führen wollten und immer noch 
wollen, haben den Standpunkt 
vertreten, mit Putin kann man 
nicht verhandeln. Der hält die Ver-
einbarungen so oder so nicht ein. 
Jetzt stellt sich heraus, wir sind die-
jenigen, die internationale Verein-
barungen nicht einhalten. 

Nach meinen Kenntnissen halten 
die Russen ihre Verträge ein, sogar 
während des aktuellen Krieges hat 
Russland weiterhin Gas geliefert. 
Aber Frau Baerbock hat vollmun-
dig verkündet: «Wir wollen kein 
russisches Gas mehr!» Daraufhin 
hat Russland die Menge gedros-
selt. So war es doch?

Ja, wir haben gesagt, wir wollen 
kein russisches Gas mehr. Alle Fol-
gewirkungen, die Energiekrise, die 
wirtschaftliche Rezession etc.  sind 
das Resultat der Entscheidung der 
Bundesregierung und nicht einer 
Entscheidung der russischen Re-
gierung. 

Aber wenn Sie die Nachrichten hö-
ren oder sehen – auch bei uns in 
der Schweiz – dann gibt es die 
Energiekrise aufgrund von Putins 
Entscheid, Krieg gegen die Ukraine 
zu führen.  

In der Vergangenheit gab es 
zweimal Schwierigkeiten bei der 
Lieferung von Gas, die von der 
Ukraine verursacht wurden. Da 
sollte man ehrlich sein. Russland 
würde weiter liefern, aber wir wol-
len von dort nichts mehr, weil es 
die Ukraine angegriffen hat. Dann 
kommt noch die Frage auf: Wer 

hat eigentlich North-Stream II in 
die Luft gesprengt? 

Haben Sie eine Einschätzung zur 
Sprengung?

Nein, das wäre reine Spekulati-
on. Es gibt Indizien wie so häufig, 
aber keine Beweise. Jedenfalls kei-
ne, die öffentlich bekannt gewor-
den sind. Aber Sie können ganz si-
cher sein: Die Sonne bringt es an 
den Tag.

Welche Erfahrungen haben Sie in 
Verhandlungen mit Russland ge-
macht?

Ich habe viele Verhandlungen 
mit Russland geführt, z. B. über den 
russischen Beitrag zum Kosovo-Ein-
satz der Nato. Die USA hatten uns 
darum gebeten, weil sie mit Russ
land zu keinem Ergebnis kamen. 
Russland war schliesslich bereit, sei-
ne Truppen einem deutschen Nato-
Befehlshaber zu unterstellen. In 
den 90er Jahren entstand eine 
enge politische Abstimmung und 
militärische Zusammenarbeit zwi-
schen der Nato und Russland, seit 
1997 durch den Nato-Russland-
Grundlagenvertrag geregelt. Die 
Russen sind harte Verhandlungs-
partner, aber wenn man zu einem 
gemeinsamen Ergebnis kommt, 
dann steht das und gilt auch. 

Wie sah das Ergebnis aus?
Die Russen wollten in den Ver-

handlungen um den Grundlagen-
vertrag eine Art Mitentscheidungs-
recht erhalten. Das war nicht 
möglich. Wir haben aber einen 
Weg gefunden, gemeinsame Lö-
sungen in Fällen zu finden, in de-
nen die Sicherheitsinteressen der 
einen oder anderen Seite betroffen 
sind. Nach dem Georgienkrieg hat 
die Nato die Zusammenarbeit lei-
der weitgehend suspendiert. Es hat 
sich auch im Vorfeld des Ukraine-
krieges gezeigt, dass Regelungen, 
die in Zeiten eines guten Verhält-
nisses für die Beilegung von Krisen 
und Konflikten geschaffen werden, 
dann ihren Wert haben, wenn es zu 
Spannungen kommt. Leider hat 
man das nicht verstanden.

Herr General Kujat, ich danke für 
das Gespräch.

Interview Thomas Kaiser
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Die Mitverantwortung des Westens am Ukraine-Krieg
von Thomas Kaiser

Während sich die offizielle Be-
richterstattung über den 

Ukraine-Krieg an das schwarz-
weiss Schema klammert  – im Sin-
ne von Ukraine, Selenskij und 
Nato gut, Russland und Putin 
schlecht – , gibt es zum Glück im-
mer wieder Stimmen, die die Din-
ge nüchtern, ohne moralische 
Überhöhung und politische Arro-
ganz betrachten. Man muss sie 
suchen, aber man findet sie. Als 
Kriegstreiberin steht jedoch die 
grüne (im doppelten Sinne des 
Wortes) deutsche Aussenministe-
rin Annalena Baerbock unange-
fochten an der Spitze. Doch wer 
von «Panzerschlachten im 19. Jahr-
hundert» fabuliert und von Län-
dern, die «Hunderttausende von 
Kilometern entfernt liegen», hat 
entweder keine Bildung oder den 
Bezug zur Realität verloren. 

Bei ihrem kürzlichen Besuch in der 
Ukraine versprach sie weitere Waf-
fenlieferungen.¹ 

Neben den bereits gelieferten 
Marder-Panzern plädiert sie für die 
Lieferungen von Leopard-Kampf-
panzern. Es hat den Anschein, als 
ob Annalena Baerbock als «erste 
stramme weibliche Militaristin» in 
die Geschichte eingehen möchte.

Es ist ein Irrsinn, denn dadurch 
vermittelt man der Ukraine das 
Gefühl, sie könnte mit ein paar 
Schützen- und Kampfpanzern 
Russland besiegen, was nach Aus-
kunft verschiedener ehemaliger 
und aktiver hochrangiger Militärs 
in das Reich der Phantasie gehört. 
Der Oberbefehlshaber der US-Ar-
mee, Mark Milley, stellte klar: «Die 
Wahrscheinlichkeit eines ukraini-
schen militärischen Sieges – defi-
niert als der Rauswurf der Russen 
aus der gesamten Ukraine, ein-
schliesslich der von ihnen bean-
spruchten Krim – ist militärisch ge-
sehen in naher Zukunft nicht sehr 
hoch.»² Auch der ehemalige rang-
höchste General und Generalin-
spekteur der Bundeswehr, Harald 
Kujat, in der Schweiz mit dem Chef 
der Armee vergleichbar, hält es für 
eine gefährliche Illusion, zu glau-
ben, die Ukraine könnte den Krieg 
militärisch für sich entscheiden, 

wenn man ihr nur ordentlich Waf-
fen liefert: «Die Aussicht auf einen 
totalen Sieg über Russland ist völ-
lig ausgeschlossen, man kann eine 
Nuklearmacht nicht besiegen.»³ 

Obwohl es Experten gibt, die 
diesen Titel aufgrund ihrer fun-
dierten Kenntnisse und militäri-
schen Erfahrungen zu Recht tra-
gen und nicht, weil sie den 
Mainstream vertreten, scheren 
sich vor allem westliche Regierun-
gen nicht im geringsten um die 
Warnungen professioneller Mili-
tärexperten. Der ehemalige 
Oberst der Schweizer Armee und 
Mitarbeiter des strategischen 
Nachrichtendienstes Jacques 
Baud, ein Warner der ersten Stun-
de, wird von offiziellen Stellen in 
der Schweiz ignoriert.

Im Eilverfahren die westlichen 
Armeen aufrüsten
Der Krieg läuft jetzt bald seit ei-
nem Jahr, und es gehört zu den 
Aufgaben eines seriösen Journalis-
mus und einer Regierung, die Ur-
sachen dieses Konflikts sorgfältig 
zu analysieren, bevor man irgend-
welche «Wahrheiten» in die Welt 
setzt. Häufig war zu lesen, dass Pu-
tin aus heiterem Himmel diesen 
Krieg vom Zaun gebrochen habe 
und seine finsteren Pläne umset-
zen wolle. Die einen warnten vor 
dem angeblichen Plan Putins, das 
alte zaristische Russland wieder zu 
etablieren und alles einnehmen zu 
wollen, was damals zum Territori-
um des Russischen Reichs gehörte; 
andere wiederum wollen die Wie-
derherstellung der alten Sowjetu-
nion als Ziel des russischen Angriffs 
sehen. Meist im gleichen Atemzug 
berichten die Medien, dass die rus-
sische Armee in einem desolaten 
Zustand sei, die Soldaten reihen-
weise desertierten und die Strate-
gie der Russen völlig veraltet sei. 
So titelte das Wochenmagazin 
«Focus»: «Dokumente offenbaren 
den katastrophalen Zustand der 
Putin-Truppen.»⁴ Auch die deut-
sche Tageszeitung «Frankfurter 
Rundschau» wird nicht müde, Rus-
slands Vorgehen als dilettantisch 
zu bezeichnen: «Russland benutzt 
veraltete Strategien aus dem Zwei-

ten Weltkrieg in der Ukraine.»⁵ 
Wenn der Zustand der russischen 
Armee so desaströs ist, warum 
muss man dann im Eilverfahren 
die westlichen Armeen aufrüsten? 
Scholz hat 100 Milliarden Euro ge-
sprochen, um die deutsche Armee 
kampffähig zu machen.⁶ Auf der 
anderen Seite wird die ukrainische 
Armee für ihre angebliche Kampf-
kraft bejubelt. Wenn die medialen 
Aussagen alle stimmen sollten, 
dann hätte die ukrainische Armee 
die Russen schon längst aus dem 
Land geworfen oder die Russen 
müssten schon längst das Balti-
kum, Polen (als Teil des zaristischen 
Russlands) und weitere Länder mit 
Krieg überzogen haben. Was 
stimmt nun?

Nichts davon ist bisher gesche-
hen, und es gibt auch keine Anzei-
chen dafür. Wir werden hingehal-
ten, an der Nase herumgeführt und 
mit allen propagandistischen Tricks 
auf einen antirussischen (Kriegs-)
Kurs eingespurt. Dass das nicht erst 
heute geschieht, sondern die an-
tirussische Stimmung über einen 
Zeitraum von Jahren gelegt wurde, 
ist Inhalt einiger Bücher, die bereits 
2014 oder 2015, also kurz nach den 
Unruhen auf dem Maidan und dem 
Sturz des demokratisch gewählten 
Präsidenten, Viktor Janukowitsch, 
publiziert wurden. Unter anderen 
hat Wilfried Scharnagl, langjähri-
ger Chefredaktor des Bayernkuriers 
und Vertrauter von Franz-Joseph 
Strauss, bereits 2015 eine kritische 
Betrachtung mit dem vielsagenden 
Titel: «Am Abgrund – Streitschrift 
für einen anderen Umgang mit 
Russland» publiziert.⁷ Der Inhalt ist 
erschreckend und erhellend zu-
gleich. 

Zerrbild von Russland  
und seinem Präsidenten
Man kann Scharnagl als Konservati-
vem sicher keine antiamerikanische 
oder anti-EU-Einstellung vorwer-
fen, sondern seine Darstellung ori-
entiert sich wie in anderen Büchern 
auch (vgl. Adleheid Bahr: Warum 
wir Frieden und Freundschaft mit 
Russland brauchen Frankfurt 2018), 
an den realen Gegebenheiten. 
Wilfried Scharnagl leistet eine hi-
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storische Aufarbeitung der Bezie-
hung zwischen Deutschland und 
Russland. Dabei erwähnt er im er-
sten Kapitel das eigens von einem 
russischen Soldaten komponierte 
Lied zum Abschied der russischen 
Truppen aus dem Osten Deutsch-
lands. Am 31. August 1994 hat so-
zusagen der letzte russische Soldat 
gemäss den Verträgen Deutsch-
land verlassen, und zu diesem Er-
eignis fand am Treptower Denkmal 
in Berlin eine Abschiedsparade 
statt. Das Lied, das von Tausenden 
russischer Soldaten gesungen wur-
de, hat auf Deutsch folgenden 
Wortlaut: «Deutschland, wir rei-
chen dir die Hand / und kehr’n zu-
rück ins Vaterland / Die Heimat ist 
empfangsbereit / Wir bleiben 
Freunde allezeit / Auf Frieden, 
Freundschaft und Vertrauen / sol-
len wir unsere Zukunft bauen. / Die 
Pflicht erfüllt! Lebwohl Berlin! / Un-
sere Herzen heimwärts zieh’n.» 
(S. 71) Das Lied musste die Herzen 
der Menschen bewegen, und es 
schien, dass tatsächlich eine neue 
Ära zwischen beiden Staaten be-
ginnen könnte. Doch wenn man 
die Lage heute betrachtet, so muss 
man doch mit einer gewissen Er-
nüchterung feststellen, dass nichts 
davon zu sehen ist, und zwar nicht 
erst seit dem Angriff Russlands auf 
die Ukraine. Schon seit Jahren do-
miniert ein Zerrbild von Russland 
und seinem Präsidenten in unseren 
Medien und in der Politik. Man 
denke nur an Biden, der sagte, Pu-
tin sei «ein Killer.» Ob er seine Vor-
gänger im Amt und sich selbst auch 
so bezeichnen würde...?

Wirtschaftsraum  
von Wladiwostok bis Lissabon
Zieht man Putins Rede vor dem 
deutschen Bundestag am 25. Sep-
tember 2001 als Quelle heran, ist 
unschwer zu erkennen, dass der 
junge Präsident, wie es einst der 
letzte Staatschef der Sowjetunion, 
Michail Gorbatschow, formulierte, 
die Vision einer versöhnlichen 
Welt durch eine gemeinsame Si-
cherheitsarchitektur und einen ge-
meinsamen Wirtschaftsraum von 
Wladiwostok bis Lissabon vertrat: 
«Niemand bezweifelt den grossen 
Wert der Beziehungen zwischen 
Europa und den Vereinigten Staa-
ten. Aber ich bin der Meinung, 
dass Europa seinen Ruf als mächti-

ger und selbständiger Mittelpunkt 
der Weltpolitik langfristig nur fe-
stigen wird, wenn es seine Mög-
lichkeiten mit den russischen 
menschlichen, territorialen und 
Naturressourcen sowie mit den 
Wirtschafts-, Kultur- und Verteidi-
gungspotenzialen Russlands verei-
nigen wird.»⁸ Mit dieser Rede hat 
Putin zu Beginn seiner Präsident-
schaft seine aussenpolitischen Zie-
le formuliert. Was ist danach ge-
schehen? Nichts, was ernsthaft 
den weitsichtigen Überlegungen 
Putins Rechnung getragen hätte. 

An der Münchner Sicherheits-
konferenz sechs Jahre später wird 
Putin deutlicher. Inzwischen war 
die Nato- und EU-Osterweiterung 
trotz starker russischer Sicherheits-
bedenken durchgezogen worden. 
Mit dem Beitritt der baltischen 
Staaten 2004 zur Nato rückte das 
Kriegsbündnis bis an die russische 
Grenze vor. Im Gleichschritt mit 
der Nato erfolgte die Aufnahme 
der Länder in die EU. Dass Russland 
das nicht als freundliche Umar-
mung erleben konnte, müsste al-
len auf der politischen Bühne klar 
gewesen sein. Auf der Münchner 
Sicherheitskonferenz 2007 mach-
te Putin diesen Schritt zum Thema, 
indem er an die Abmachungen im 
Zusammenhang mit der Wieder-
vereinigung der beiden deutschen 
Staaten gemahnte. «Ich denke, es 
ist offensichtlich, dass der Prozess 
der Nato-Osterweiterung keinerlei 
Bezug zur Modernisierung der Al-
lianz selbst oder zur Gewährlei-
stung der Sicherheit in Europa hat. 
Im Gegenteil, das ist ein provozie-
render Faktor, der das Niveau des 
gegenseitigen Vertrauens senkt. 
Nun haben wir das Recht zu fra-
gen: Gegen wen richtet sich diese 
Erweiterung?» Weiter führte der 
russische Präsident aus: «Ich möch-
te ein Zitat von einem Auftritt des 
Generalsekretärs der Nato, Herrn 
Wörner, am 17. Mai 1990 in Brüs-
sel bringen. Damals sagte er: 
‹Schon der Fakt, dass wir bereit 
sind, die Nato-Streitkräfte nicht 
hinter den Grenzen der BRD zu 
stationieren, gibt der Sowjetunion 
Sicherheitsgarantien.› Wo sind die 
Garantien?»⁹ 

Keine Absicht, das Nato- 
Verteidigungsgebiet auszudehnen
Doch nicht nur der damalige Nato-

Generalsekretär, Klaus Wörner, 
machte diese Zusage. Der damali-
ge Aussenminister, Hans-Dietrich 
Genscher, äusserte sich bei einem 
Treffen mit dem US-Aussenmini-
ster James Baker in Washington 
noch deutlicher und versprach: 
«Wir waren uns einig, dass nicht 
die Absicht besteht, das Nato-Ver-
teidigungsgebiet auszudehnen 
nach Osten. Das gilt nicht nur in 
Bezug auf die DDR, die wir da nicht 
einverleiben wollen, sondern das 
gilt ganz generell.»10

Dieses Versprechen, auf das sich 
die russische Regierung bis heute 
beruft, wird vom Westen umge-
deutet als nicht so gemeint, und 
weil nirgends schriftlich festgehal-
ten, für obsolet erklärt. Ein Diplo-
mat, der damals in seinen jungen 
Jahren Aussenminister Genscher 
begleitet hatte, meinte 30 Jahre 
später, dass Genscher als Aussen-
minister gar nicht die Kompetenz 
gehabt hätte, so etwas zu sagen 
und dass die Russen das auch ge-
wusst hätten. Damit sei die Aussa-
ge nicht relevant. Tatsächlich aber 
hatte der deutsche Bundeskanzler 
Helmut Kohl und damit der Regie-
rungschef etwas Ähnliches gesagt. 
«Unstrittig ist, dass Helmut Kohl 
seinem Partner Michail Gor-
batschow gegenüber davon 
sprach, dass die Wiedervereini-
gung Deutschlands keineswegs 
eine Ausdehnung des Atlanti-
schen Bündnisses in Richtung 
Osten bedeute.»11 Es erstaunt, 
dass ein Diplomat sich dahinge-
hend äussert. In der Nato gilt zu-
mindest bis heute das Prinzip der 
Einstimmigkeit. Auch wenn die 
USA die Osterweiterung gewollt 
haben, wäre eine Umsetzung nicht 
möglich gewesen, denn Deutsch-
land hätte sehr wohl die Kompe-
tenz gehabt, mit seinem Veto die 
Osterweiterung der Nato zu ver-
hindern. Dass das auch möglich 
gewesen wäre, zeigt das aktuelle 
Beispiel Schwedens. Die Türkei 
lehnt den Beitritt Schwedens zur 
Nato ab, und solange die Türkei 
auf ihrem Standpunkt beharrt, 
wird es keinen Beitritt Schwedens 
geben. 

Russland von der Nato  
eingekreist
Wenn man den Frieden erhalten 
möchte und mit den Nachbarlän-
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dern ein gutes Auskommen an-
strebt, dann muss man auf die Si-
cherheitsbedürfnisse seiner 
Nachbarländer Rücksicht neh-
men. Das ist im Falle Russlands 
nicht geschehen, im Gegenteil. 
Das Land wurde immer stärker 
von der Nato eingekreist. Selbst 
der ehemalige Nato-Oberbefehls-
haber, Philip Breedlove, sicher 
kein Freund Russlands, hat doch 
erkannt, welche Befindlichkeit ein 
immer stärkeres Heranrücken der 
Nato an die russische Grenze be-
wirkt: «Wir müssen zur Kenntnis 
nehmen, dass sich Präsident Putin 
offensichtlich von der Nato be-
drängt fühlt.»12

Der gescheiterte Versuch von 
George W. Bush, die Ukraine und 
Georgien auf dem Gipfel von Bu-
karest 2008 als Kandidaten für die 
Nato zu nominieren, scheiterte am 
Widerstand Frankreichs und 
Deutschlands. Auch ein Beweis da-
für, dass einzelne Mitgliedstaaten 
der Nato sehr wohl Möglichkeiten 
haben, negative Entwicklungen zu 
verhindern. Dennoch haben die 
USA kontinuierlich daran gearbei-
tet, die Ukraine näher an das 
Bündnis heranzubringen. Russi-
sche Bedenken ignorierend, spiel-
te auch die EU unter dem Kommis-
sionspräsidenten José Emanuel 
Barroso eine wenig konstruktive 
Rolle, indem er strikt ein Entwe-
der – oder (entweder eine Annä-
herung an die EU – oder die Zu-
sammenarbeit mit Russland) dem 
damaligen Staatspräsidenten Ja-
nukowitsch abverlangte. Altbun-
deskanzler Helmut Schmidt, der 
für seine klaren Worte und scharf-
sinnigen Gedanken bekannt war, 
äusserte sich im Mai 2014 zu den 
Vorgängen in der Ukraine und der 
Haltung der EU. «Die Politik der 
EU-Kommissare sei ‹grössenwahn-
sinnig›, liess er in einem Interview 
2014 wissen. Brüssel mische sich in 
die Weltpolitik ein und provoziere 
damit die Gefahr eines Krieges. 
Die Bürokraten der EU hätten die 
Ukraine vor die ‹scheinbare Wahl› 
gestellt, sich zwischen Ost und 
West entscheiden zu müssen.»13 

Doch die EU im Verbund mit der 
Nato führte ihre Politik weiter. Hö-
hepunkt der Entwicklung war der 
Putsch gegen den Staatspräsiden-
ten der Ukraine, bei dem die USA 
unbestritten die Finger im Spiel 

hatten. Das abgehörte Telefonat, 
in dem die Aussenbeauftrage der 
USA, Victoria Nuland, mit dem 
amerikanischen Botschafter in 
Kiew, Goeffrey Pyatt, die neue Re-
gierung in der Ukraine bespra-
chen, als der gewählte Präsident 
noch in Amt und Würden war, legt 
ein beredtes Zeugnis von US-ame-
rikanischer Einmischung in die in-
neren Angelegenheiten eines 
Staates ab. Dies stellt einen Ver-
stoss gegen die Uno-Charta, also 
einen Völkerrechtsbruch, dar.14 
Danach nahm die Geschichte ih-
ren Lauf. 

Nicht ernsthaft für das Minsker 
Abkommen eingesetzt
Heute, 8 bzw. 9 Jahre später, müs-
sen wir konstatieren, dass die war-
nenden Stimmen vor einer Eskalati-
on im Ukraine-Konflikt bei 
manchen Akteuren Europas und 
Nordamerikas wenig Beachtung 
gefunden haben. Selbst Vorschläge 
zur Lösung des Konflikts, die ver-
hindern sollten, «dass aus einem 
lokalen militärischen Brandherd ein 
Krieg erwächst, der in seiner Aus-
breitung und Wirkung nicht ge-
fährlich genug eingeschätzt wer-
den kann», wurden sabotiert15. Um 
diese Gefahr, wie sie Wilfried Schar-
nagl in weiser Voraussicht erkannt 
hatte, einzudämmen, erhoffte man 
sich von dem Minsk II-Abkommen, 
das weitreichende Autonomierech-
te für die ukrainischen Ostprovin-
zen vorsah und das nach einer Än-
derung der ukrainischen 
Verfassung umgesetzt werden soll-
te. Doch die Ukraine machte keine 
Anstalten, dieses Abkommen um-
zusetzen, sondern spielte auf Zeit. 
Unterstützt wurde die ukrainische 
Regierung von alt Bundeskanzlerin 
Angela Merkel, die in einem kürz-
lich veröffentlichten Interview zu-
gab, sich nicht ernsthaft für die Um-
setzung des Minsk II-Abkommens 
eingesetzt zu haben, sondern nur 
Zeit gewinnen wollte, damit die 
Ukraine militärisch stärker werde.16 
Wie mies und menschlich verwerf-
lich ist das völkerrechtswidrige Ver-
halten der deutschen Bundesregie-
rung, denn das Minsk II-Abkommen 
wurde 2015 vom Uno-Sicherheits-
rat in der Resolution 2202 gebilligt, 
also mit einer Mehrheit der Teilneh-
merstaaten und ohne Einspruch ei-
ner der Vetomächte.17 Damit ist 

Deutschland als Signatarstaat ver-
pflichtet, die Umsetzung des Ab-
kommens zu begleiten. Auch der 
ehemalige ukrainische Staatpräsi-
dent und Oligarch, Petro Poro-
schenko, liess Gleiches in einer Vi-
deobotschaft verlauten. Man war 
sich darin einig, das Abkommen 
nicht umzusetzen, sondern die 
Ukraine aufzurüsten, um Krieg ge-
gen Russland führen zu können 
Stattdessen hat die Ukraine die ei-
gene Bevölkerung in den Ostpro-
vinzen täglich mit Artillerie be-
schossen und damit die Minsker 
Vereinbarungen gebrochen. Das 
hat natürlich auch Putin realisiert 
und die mangelnden Bemühungen 
des Westens, das Minsker Abkom-
men durchzusetzen, immer wieder 
thematisiert und kritisiert. Als im-
mer deutlicher wurde, dass ein Frie-
den gemäss Minsker Abkommen in 
weite Ferne gerückt war, die An-
griffe der ukrainischen Armee auf 
die Ostprovinzen eskalierten (OSZE-
Berichte) und die Nato damit spiel-
te, die Ukraine doch noch aufzu-
nehmen, hat Putin seinen Entscheid 
gefällt. 

Gehörige Verantwortung  
des Westens
Es ist richtig, mit dem Beginn sei-
ner «militärischen Sonderoperati-
on» hat Russland die Souveränität 
der Ukraine und das Völkerrecht 
verletzt, wie es die USA in den letz-
ten Jahrzehnten zigmal getan ha-
ben, als sie sich in die inneren An-
gelegenheiten anderer Staaten 
eingemischt und Krieg geführt ha-
ben. (Afghanistan, Irak, Libyen, Sy-
rien …) Aber, was sich im Vorfeld 
des Ukrainekriegs alles ereignet 
hat, und hier ist nur ein kleiner 
Ausschnitt dokumentiert, zeigt zu-
mindest, dass der Westen eine ge-
hörige Verantwortung an dieser 
Eskalation trägt, wenn er sie nicht 
sogar bewusst herbeigeführt hat. 
Wilfried Scharnagl warnte bereits 
2015: «An guten Gründen, sich vor 
einer antirussischen Einseitigkeit 
zu hüten, um auch die andere Sei-
te und ihre Position und Motive zu 
verstehen, fehlt es also nicht. Der 
amerikanischen, der europäischen 
und der deutschen Politik ist drin-
gend zu raten, sich von jeder Kon-
frontation zu verabschieden.»18 
Merkels Bekenntnis zeigt genau 
das Gegenteil.
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Neutralität geopfert
Der Konflikt zwischen dem We-
sten und Russland, der in der 
Ukraine ausgetragen wird, hat 
also eine lange Vorgeschichte, die 
den wenigsten bekannt sein wird 
und die auf unseren Informati-
onskanälen, sprich Medien, nicht 
thematisiert wird. Für neutrale 
Staaten wie die Schweiz würde 
das äusserste Zurückhaltung in 
einseitigen Schuldzuweisungen 
bedeuten. Leider ist das Gegenteil 
passiert. Die Schweiz, insbesonde-
re in der Person von Ignazio Cassis, 
hat sich, unbesehen aller Ereignis-
se im Vorfeld des Konflikts, in mo-
ralischer Überhöhung auf die Seite 
der Ukraine gestellt und damit die 
Neutralität schwer geschädigt. 
Wie in der letzten Zeit mehrmals 
geschehen, hat sie eine mögliche 
Chance einer friedlichen Verhand-

lungslösung und das Verhindern 
eines anhaltenden Blutvergiessens 
achtlos vertan. Zum Glück gibt es 
andere Staaten, die sich ernsthaft 
bemühen, diesem Krieg ein Ende 
zu setzen. Die Einstellung Cassis’ 
hat der Schweiz und ihrer Neutrali-
tät einen unermesslichen Schaden 
zugefügt. Diesen gravierenden 
Fehler könnte das Parlament oder 
das Schweizer Volk korrigieren. ■

¹ 	www.zdf.de/nachrichten/politik/charkiw-baer-
bock-ukraine-krieg-russland-100.html

²	 www.zdf.de/nachrichten/politik/ukraine-
russland-krieg-general-milley-usa-100.html

³ 	www.youtube.com/watch?v=HjnVQQ_Gyyc
⁴ 	www.focus.de/politik/ausland/ukraine-krise/

in-verlassenem-gefechtsstand-dokumente-
offenbaren-den-katastrophalen-zustand-der-
putin-truppen_id_171584687.html

⁵ 	www.fr.de/politik/ukraine-news-krieg-kiew-
explosionen-alarm-russland-selenskyj-putin-
news-ticker-zr-91974623.html

⁶ 	www.bundesregierung.de/breg-de/themen/

europa/regierungserklaerung-bundeskanz-
ler-2153592

⁷ 	Wilfried Scharnagl: Am Abgrund – Streitschrift 
für einen anderen Umgang mit Russland; Berlin 
2015 S. 72

⁸	 www.bundestag.de/parlament/geschichte/
gastredner/putin/putin_wort-244966

⁹ 	Thomas Röper: Vladimir Putin – Seht Ihr, was 
Ihr angerichtet habt? Gelnhausen 2019,S. 32f 

10	www.youtube.com/watch?v=1Jj_JU8nlNU
11	Wilfried Scharnagl: Am Abgrund – Streitschrift 

für einen anderen Umgang mit Russland; Berlin 
2015 S. 131.

12	ebenda S. 37
13	ebenda S. 91
14	www.youtube.com/watch?v=WV9J6sxCs5k
15	Wilfried Scharnagl: Am Abgrund – Streitschrift 

für einen anderen Umgang mit Russland; Berlin 
2015 S. 155.

16	www.nzz.ch/international/altkanzlerin-angela-
merkel-verteidigt-ihre-russland-politik-
ld.1714211

17	www.bundestag.de/resource/blob/880828/23
b6372347d72f843cb197002f229887/
WD-2-081-21-pdf-data.pdf

18	Wilfried Scharnagel: Am Abgrund – Streit-
schrift für einen anderen Umgang mit 
Russland; Berlin 2015 S. 122

«Es ist wichtig, dass Brasilien zur Ruhe kommt  
und der Präsident sein sehr ambitioniertes Programm  
in die Tat umsetzen kann»
Interview mit dem Bundestagsabgeordneten Andrej Hunko

Zeitgeschehen im Fokus Sie wa-
ren in Brasilien zur Amtseinsetzung 
des neuen Präsidenten Ignacio Lula 
da Silva. Was für einen Eindruck ha-
ben Sie bei Ihrem Aufenthalt in 
Brasilien bekommen? 

Bundestagsabgeordneter An-
drej Hunko Nachdem ich im Okto-
ber bereits als Wahlbeobachter in 
Brasilien gewesen war, fuhr ich 
auch zur feierlichen Amtsübernah-
me. Ich halte diese Wahl für ein 
ganz herausragendes Ereignis. 
Vom 27. Dezember bis zum 9. Ja-
nuar war ich in Brasilien und habe 
den ganzen Prozess der Amtsein-
führung beobachtet. Das ist eine 
lateinamerikanische Tradition, die 
wir in Europa so nicht kennen. Es 
ist ein ganz zentrales Ereignis. 
Wenn ein neuer Präsident gewählt 
wird, gibt es eine grosse Zeremo-
nie mit Begleitung und Zuschau-
ern. Es waren über 300 000 Men-
schen an der Feier in der 
brasilianischen Hauptstadt dabei. 
Die einzelnen Ministerien haben 
jeweils auch ihre offizielle Amts-
einführung, indem sie dann ihr 
Programm vorstellen. Auch da fin-
den sich viele tausend Menschen 
ein. Das war ein sehr interessanter 

Prozess mit grosser internationaler 
Aufmerksamkeit und Präsenz.

Welche Politgrössen waren anwe-
send?

Zum Beispiel war der deutsche 
Bundespräsident Steinmeier auch 
vor Ort und traf Lula da Silva. Das 
ist deshalb erwähnenswert, weil 
zum ersten Mal in der Geschichte 
ein deutscher Bundespräsident zu 
einer Amtseinführung nach La-
teinamerika gereist ist. Aber auch 
andere Präsidenten oder Vertreter 
verschiedener Staaten waren an-
wesend.

Wie muss man das deuten?
Das hat damit zu tun, dass die-

sem Machtwechsel eine ausseror-
dentliche Bedeutung beigemes-
sen wird. Das hat auch mit der 
Amazonaspolitik in Bezug auf den 
Regenwald zu tun. Bolsonaro hat-
te während seiner Amtszeit die 
Hemmnisse abgebaut, den Regen-
wald weiter abzuholzen. Das ist si-
cher ein grosses Problem, auch für 
das weltweite Klima. Meines Er-
achtens ist das das Hauptmotiv ge-
wesen. Dazu kommt, dass Brasili-
en, ein Land mit über 200  Millionen 

Einwohnern, von ausserordentli-
cher Relevanz ist. Zudem findet ak-
tuell eine zentrale Auseinander-
setzung mit dem Phänomen des 
Rechtspopulismus statt, was wir 
auch in anderen Ländern feststel-
len können, z. B. in den USA mit 
Trump. Es gibt auch eine sehr enge 
Verbindung zwischen Bolsonaro 
und Trump, im Hintergrund Steve 
Bannon. 

Obwohl man Bolsonaro von 
westlicher Seite 2019 unterstützt 
hat und Lula da Silva hat hängen-
lassen, als er im Gefängnis war, gab 
es in den letzten Jahren einen 
Wechsel in der Sichtweise der Bun-
desregierung, der EU und zum Teil 
auch der USA, weil man mit dieser 
Form des Bolsonarismus, diesen 
Ausprägungen des Rechtspopulis-
mus bzw. Rechtsextremismus, auch 

Andrej Hunko, MdB, Die LINKE (Bild thk)
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nicht weiterkommt. Es gibt, so 
glaube ich, ein Interesse, dass die 
demokratischen Strukturen in La-
teinamerika nicht völlig untermi-
niert werden. Die Entstehung von 
Bürgerkriegen oder die Etablierung 
einer Militärdiktatur ist kaum im In-
teresse der Europäer. Ich hatte mich 
im November im Auswärtigen Aus-
schuss des Bundestags gegenüber 
der Bundesregierung, die auch an-
wesend war, stark gemacht, dass 
sie diese Amtseinsetzung ernst 
nimmt und hochrangig dorthin 
fährt, um gegen die Bedrohung, 
die von Bolsonaro ausgeht, ein Zei-
chen zu setzen, die demokratischen 
Institutionen zu schützen und die 
Wahl mit entsprechendem Nach-
druck anzuerkennen. 

Brasilien gehört zu den BRICS-Staa-
ten und arbeitet darin mit Russland 
und China zusammen. Könnte das 
nicht auch eine Rolle spielen, dass 
man hier Brasilien ins westliche La-
ger ziehen möchte?  

Ja, es gab diesen BRICS-Prozess, 
den Lula da Silva ins Leben geru-
fen hat. Das heisst nicht, dass er 
ein Verbündeter Russlands ist, 
aber BRICS ist sicher ein internatio-
nales Gegengewicht zur einseiti-
gen US-Dominanz. Er hat auch im 
Vorfeld der Wahl klar gemacht, 
dass der Krieg Russlands gegen 
die Ukraine, der auch ein Stellver-
treterkrieg zwischen Russland und 
der Nato ist, so schnell wie mög-
lich beendet werden muss. Auch 
würde er alles dafür tun, um zu ei-
nem Ende des Krieges zu kommen. 
Ich denke nicht, dass die Zusam-
menarbeit mit Russland über das 
BRICS-Abkommen im Zentrum des 
westlichen Interesses an Lula da 
Silva steht, sondern es geht vor al-
lem um die Amazonaspolitik und 
das EU-Mercosur-Abkommen.

Worum geht es konkret in diesem 
Abkommen?

Es ist ein klassisches Freihan-
delsabkommen, das 20 Jahre ver-
handelt und am 1. Juli 2019 «im 
Prinzip» angenommen wurde. Al-
lerdings ist der Text weder finali-
siert, noch wurde das Abkommen 
unterzeichnet oder gar ratifiziert. 
Im Laufe der Amtszeit Bolsonaros 
wurde es auf Eis gelegt. Jetzt hofft 
man, dass es verabschiedet wer-
den kann. Das ist allerdings kom-
plizierter, als es sich anhört, weil es 
in diesem Abkommen Mechanis-
men gibt, die weiter zur Umwelt-
zerstörung Brasiliens beitragen. 
Das ist Lula da Silva und sogar Tei-
len der EU-Kommission bewusst. 
Sie sagen daher, man müsse noch 
ein paar Sachen korrigieren in 
punkto Nachhaltigkeit. Wenn man 
es allerdings wieder aufmacht, 
dann wollen so viele Punkte nach-
verhandelt werden, dass man 
wahrscheinlich gar nicht zum Ab-
schluss kommt. Es ist die Quadra-
tur des Kreises. 

Worin liegt das Problem?
Wenn man es aufmacht, ist die 

grosse Befürchtung, dass dieses 
Abkommen nicht mehr erfolgreich 
zu Ende verhandelt werden kann, 
weil weitere Interessen z. B. von 
Argentinien dazukommen wür-
den. Lula da Silva hatte davon ge-
sprochen, dass es koloniale Züge 
hat. Die schnelle Ratifizierung ist 
die grosse Hoffnung der europä-
ischen Liberalen und Konservati-
ven, sie wollen das Abkommen 
schnell unter Dach und Fach brin-
gen. Es gibt aber erst noch eine 
längere Auseinandersetzung. Für 
mich ist erst einmal zentral, über-
haupt den Text zu kennen. Ich 
habe auch mit NGOs in Brasilien 
gesprochen, die das Ganze kritisch 

begleiten und sagen, sie kennten 
bis heute den vollständigen Text 
nicht. Das ist natürlich schon krass. 
Denn als allererstes sollte man wis-
sen, worüber man urteilt. Ich wer-
de mich jetzt darum bemühen, 
den konsolidierten Text zu bekom-
men.

Das ist der Hintergrund, vor dem 
sich das alles abspielt. Lula da Silva 
wird bei uns in den Medien sehr 
positiv dargestellt, es gibt eine Art 
Umarmungsstrategie. Man möchte 
sozusagen den Präsidenten ins 
westliche Lager einbinden. 

Wird das erfolgreich sein?
Ich glaube nicht, dass das so 

einfach sein wird. Brasilien hat 
eine Militärdiktatur gehabt. Lula 
da Silva selbst hat darunter gelit-
ten. Er war auch im Gefängnis. 
Auch viele von der politischen 
Führung heute, Mitglieder der Ar-
beiterpartei, wissen, dass die Mili-
tärdiktatur von der CIA gesteuert 
und somit von den USA unter-
stützt wurde wie damals in Chile. 
Das schafft automatisch eine ge-
wisse Distanz. Die aussenpoliti-
sche Strategie der neuen Regie-
rung ist das, was unter Bolsonaro 
stillgelegt wurde: Dazu gehört, die 
regionale Integration, zum Bei-
spiel die Gemeinschaft der Latein-
amerikanischen und Karibischen 
Staaten (CELAC), wiederzubele-
ben, die Süd-Süd-Kooperation 
weiter auszubauen mit Südafrika 
und anderen Ländern und BRICS 
weiter voranzubringen. Es werden 
in den nächsten Jahren wichtige 
aussenpolitische Weichen gestellt, 
in denen Lula eine Schlüsselrolle 
spielen kann. Er wird 2024 den 
Vorsitz der G-20 übernehmen. 
2025 möchte er im Amazonasge-
biet die Uno-Klimakonferenz COP 
abhalten. Es gibt eine Reihe von 

Abonnieren Sie

Zeitgeschehen im Fokus

Online-Ausgabe: CHF 45.00/Jahr

Print und Online-Ausgabe: CHF 75.00/Jahr

Einzelausgabe: CHF 4.50

WIR-Bank-Konto: 679.098-07.1800

IBAN: CH32 0839 1679 0980 7180 0

Bestellung: abo@zgif.ch 

Online: www.zeitgeschehen-im-fokus.ch

Impressum

Zeitgeschehen im Fokus
Erscheinung: ca. 18mal jährlich

Herausgeber: Verein Zeitgeschehen im Fokus | Postfach | 8305 Dietlikon 
Redaktion: Dr. phil. Henriette Hanke Güttinger (hhg), Thomas Kaiser (thk), Reinhard Koradi (rk) 
Produktion und Gestaltung: Robert Hofmann (roho), Andreas Kaiser (ak)
Kontakt: redaktion@zeitgeschehen-im-fokus.ch

Online: www.zeitgeschehen-im-fokus.ch

© 2023 für alle Texte und Bilder bei der Redaktion. Abdruck von Bildern, ganzen Texten oder 
grösseren Auszügen nur mit Erlaubnis der Redaktion, von Auszügen oder Zitaten nur mit 
ausdrücklicher Kennzeichnung der Quelle.



11Zeitgeschehen im Fokus  Nr. 1 | 19. Januar 2023

internationalen Treffen, bei denen 
Brasilien eine aktive Rolle spielen 
kann. Auf der Klimakonferenz in 
Scharm asch-Schaich war Lula da 
Silva der gefeierte Star, der dort 
sehr umworben wurde, weil er ein 
Akteur auf der internationalen 
Bühne ist, mit dem man Dinge aus-
handeln kann. Das war unter Bol-
sonaro nicht möglich. 

Diese Entwicklung ist doch sehr in-
teressant. Der Westen hat Lula da 
Silva einfach fallengelassen, als 
man ihn der Korruption verdäch-
tigt hat.

Das ist richtig. Die Links-Fraktion 
hatte im Bundestag die Merkel-
Regierung dazu befragt. Die Ant-
wort war, dass das alles nach 
rechtsstaatlichen Normen abge-
laufen sei. Sie haben Lula da Silva 
fallengelassen, als er im Gefängnis 
war. Dazu muss man allerdings sa-
gen, dass das SPD-geführte Aus-
senministerium diese Antwort ge-
geben hat. Trotzdem hat Martin 
Schulz, der auch Präsident des Eu-
ropaparlaments war und SPD-Mit-
glied ist, ihn im Gefängnis besucht. 
Das war sicher ein wichtiger Akt, 
dass er das gemacht hat. Aber die 
deutsche Regierung hat ihn fallen-
lassen. In seiner Rede nach seinem 
Wahlsieg Ende Oktober hat er 
zentral einer Person für ihre Unter-
stützung, gedankt, als er im Ge-
fängnis war, und zwar dem US-
amerikanischen Journalisten 
Glenn Greenwald. Er hatte mit sei-
nen Enthüllungen letztlich das 
Kartenhaus dieses Justizputsches 
zum Einsturz gebracht. 

Welche Bedeutung hat die Wahl 
von Lula da Silva für Staaten wie 
z. B. Venezuela oder Kolumbien?

Das ist ein ganz wichtiger Punkt. 
Man muss wissen, dass der Ver-
such, in Venezuela die Maduro-
Regierung zu stürzen letztlich das 
Ziel des US-betriebenen Putsch-
versuchs war. Dazu gehören die 
Anerkennung Guaidós als Präsi-
denten, die Sanktionen, das Em-
bargo gegen Venezuela etc. Das 
begann unmittelbar, nachdem 
Bolsonaro Präsident geworden 
war. Die beiden grossen Nachbar-
länder Venezuelas sind Brasilien 
und Kolumbien. Kolumbien hatte 
einen rechten Präsidenten. Drei 
Wochen nach der Amtsübernah-

me von Bolsonaro hat sich Guaidó 
zum Präsidenten Venezuelas er-
nannt. Das Ganze ist meines Da-
fürhaltens eine US-gesteuerte 
konzertierte Aktion Brasiliens und 
Kolumbiens mit ihren Präsidenten 
gewesen, die bei dem Versuch, die 
Regierung in Venezuela zu stür-
zen, aktiv mitgespielt haben. Die 
USA hatten sich letztlich erhofft, 
mit Guaidó eine von ihnen abhän-
gige Marionette zu installieren. 
Was Kolumbien und Brasilien jetzt 
machen, ist, die Beziehungen zu 
Venezuela wieder aufzunehmen, 
zu normalisieren. Sie hatten da-
mals alle diplomatischen Bezie-
hungen abgebrochen. Jetzt wird 
alles wieder aufgebaut, ohne dass 
man den engen politischen Schul-
terschluss mit Maduro sucht.

Warum findet der so nicht statt?
Ich vermute, dass es innenpoli-

tisch sehr schwierig werden könn-
te. Die Aussenminister haben sich 
zwar getroffen und die Beziehun-
gen wieder normalisiert. Maduro 
war aber nicht bei der Inaugurati-
on von Lula da Silva und auch nicht 
bei Gustavo Petro in Kolumbien. 
Das hängt damit zusammen, dass 
aus demokratischer Sicht in Vene-
zuela manches auch kritikwürdig 
ist. Das hat natürlich seine Ursa-
chen auch in den Sanktionen und 
im Embargo. Aber das zentrale 
Propagandamotiv der lateinameri-
kanischen Rechten ist immer, allen 
linken Bewegungen und Regie-
rungen vorzuwerfen, man wolle 
venezolanische Verhältnisse schaf-
fen. Das war bei Gustavo Petro in 
Kolumbien so, und bei Lula da Sil-
va hat man das auch versucht.

Gehört der 8. Januar in diese Kate-
gorie? 

Ja, am 8. Januar gab es diesen 
Putschversuch. 4 000 Bolsonari-
sten stürmten mit Rückendeckung 
der lokalen Polizei den Kongress, 
das oberste Gericht und den Präsi-
dentenpalast und hinterliessen 
unfassbare Verwüstungen. Ich war 
zu dem Zeitpunkt noch in Brasili-
en, wenn auch nicht direkt vor Ort. 
Das Ganze erinnert sehr an den 
Sturm aufs Kapitol in Washington. 
Man muss wissen, dass Bolsonaro 
bereits vor einem Jahr verlautba-
ren liess, dass er keinen anderen 
Wahlsieger als sich selbst anerken-

nen werde. Das ist für die westli-
chen Regierungen schwer akzep-
tierbar. Nach der Wahl am 
30. Oktober hat er nicht direkt Lula 
da Silva als Wahlsieger anerkannt. 
Er hat ihm auch nicht gratuliert. 

Ganz im Unterschied zu Kolum-
bien. Rodolfo Hernandez hatte 
Gustavo Petro gratuliert. Bolsona-
ro hat seine fanatische Anhänger-
schaft am Leben gehalten, indem 
er indirekt Wahlbetrug vorgewor-
fen hat, allerdings ohne irgend-
welche Belege dafür. In seinem 
Twitter-Account steht immer noch 
«Präsident Brasiliens». Er hat auch 
die brasilianische Tradition, dass 
der scheidende Präsident dem 
neuen Präsidenten die Schärpe 
übergibt, ignoriert. Er ist wenige 
Tage vor dieser Zeremonie nach 
Florida geflogen, dorthin, wo auch 
Trump ist. Der Verantwortliche im 
Hauptstadtbezirk Brasilia namens 
Anderson Torres, der für die Polizei 
und die ganze Innenpolitik des Be-
zirks zuständig ist, reiste einen Tag 
vor dem Putsch nach Florida aus. 
Er hat wahrscheinlich eine Schlüs-
selrolle bei diesem Putschversuch 
gespielt. Es ist anzunehmen, dass 
der Gouverneur Brasilias auch in-
volviert war und jetzt für drei Mo-
nate von seinem Amt suspendiert 
wird. Er steht unter Verdacht, die-
sen Putschversuch mit ermöglicht 
zu haben. 

Ist damit dieser Putschversuch vor-
bei?

Ich habe mit verschiedenen 
Menschen Gespräche geführt und 
jetzt aus Brasilien Meldungen be-
kommen, dass der Kampf noch 
nicht vorbei ist. Ich bin davon aus-
gegangen, dass diese Bedrohung 
jetzt überwunden ist und Ruhe ein-
kehrt. Ich habe den Eindruck, dass 
Lula da Silva gestärkt daraus her-
vorgeht. Ich habe aber heute die 
Meldung bekommen, dass man 
mit weiteren Attacken dieser Art 
rechnet. Es ist wichtig, dass Brasili-
en zur Ruhe kommt und der Präsi-
dent sein sehr ambitioniertes Pro-
gramm in die Tat umsetzen kann.

Herr Bundestagsabgeordneter 
Hunko, vielen Dank für das Ge-
spräch.

Interview Thomas Kaiser
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Schulbücher im Besetzten Palästinensischen Gebiet 
Interview mit Dr. Samira Alayan*

hhg Das Hilfswerk der Vereinten 
Nationen für Palästina-Flüchtlin-
ge im Nahen Osten (UNRWA)  
und die EU werden von Israel im-
mer wieder unter Druck gesetzt, 
damit sie im Besetzten Palästi-
nensischen Gebiet (oPt) ihre Un-
terstützung im Bildungsbereich 
einstellen. Hauptargument dabei 
ist der Vorwurf, die palästinensi-
schen Schulbücher seien antise-
mitisch, würden zu Hass und Ge-
walt aufrufen, den Terrorismus 
verherrlichen und den israeli-
schen Staat nicht anerkennen. Als 
Lehrerin –  interessiert am Thema 
Schulbücher – wollte ich dazu Ge-
naueres wissen und befragte da-
her Dr. Samira Alayan, die die 
palästinensischen Schulbücher¹ 
inhaltlich untersucht hat. Sie ist 
leitende Dozentin an der israeli-
schen Seymour Fox School of 
Education der hebräischen Uni-
versität Jerusalem und an der Da-
vid Yellin Academic School.

Palästinensische Schulbücher müs-
sen vor ihrem historischen Hinter-
grund betrachtet werden, daher 
vorab ein kurzer historischer Rück-
blick. Mit der Ausrufung des Staa-
tes Israel 1948 im britischen Man-
datsgebiet Palästina wurde die 
ursprüngliche palästinensische Be-
völkerung aufgesplittert. Ein Teil² 
verblieb im neu gegründeten 
Staat und erhielt die israelische 
Staatsbürgerschaft. Die Palästi-
nenser im Gazastreifen gerieten 
unter ägyptische Herrschaft und 
die Palästinenser in Ostjerusalem 
und in der West Bank unter jorda-
nische Herrschaft. Dazu kamen die 
vielen palästinensischen Flüchtlin-
ge, die im Nahen Osten bis heute 
in Flüchtlingslagern oder verstreut 
in der ganzen Welt leben. 

Nach dem Sechstagekrieg von 
1967 besetzte Israel neben dem 
Sinai und den Golanhöhen auch 
den Gazastreifen, die West Bank 
und Ostjerusalem, wo die Palästi-
nenser seither den israelischen Mi-

litärbehörden unterstehen.  
1993 kam es zwischen der Palä-

stinensischen Befreiungsorganisa-
tion (PLO) und der israelischen Re-
gierung zu Friedensverhandlungen, 
den sogenannten Oslo Abkom-
men. Im Grundsatzabkommen 
«Prinzipienerklärung über die vor-
übergehende Selbstverwaltung» 
(Oslo I) vom September 1993 einig-
te man sich auf die gegenseitige 
Anerkennung sowie auf eine fried-
liche Koexistenz, wobei die PLO das 
Existenzrecht Israels explizit aner-
kannte. Geplant war eine Interims-
phase der palästinensischen Selbst-
verwaltung im oPt. Anschliessend 
sollte sich das israelische Militär zu-
rückziehen und die Zwei-Staaten-
Lösung – Israel und Palästina – um-
gesetzt werden. 

1994 wurde gemäss Oslo I die Pa-
lästinensische Nationale Autono-
miebehörde (PNA) eingesetzt, die 
auch für den Kultur- und den Bil-
dungsbereich zuständig wurde. Im 
selben Jahr begann die PNA mit der 
Entwicklung von Schulbüchern für 
die palästinensischen Schulen. Bis 
dahin war im Gazastreifen nach 
ägyptischem Lehrplan mit ägypti-
schen Lehrbüchern und in der West 
Bank und in Ostjerusalem nach jor-
danischem Lehrplan mit jordani-
schen Schulbüchern unterrichtet 
worden. Im folgenden Interview 
gibt Dr. Samira Alayan Einblick in 
ihre Forschungsergebnisse zu den 
palästinensischen Schulbüchern.

Zeitgeschehen im Fokus Nach den 
Verträgen von Oslo von 1994 rück-
te die Zwei-Staaten-Lösung in 
greifbare Nähe. Die Palästinensi-
sche Autonomiebehörde über-
nahm im Besetzten Palästinensi-
schen Gebiet die öffentlichen 
Bildungseinrichtungen und gab 
dann auch eigene palästinensische 
Schulbücher heraus für die Schulen 
in der West Bank, im Gazastreifen 
und in Ostjerusalem. Was war das 
Ziel dieser Schulbücher?

Dr. Samira Alayan Nach Oslo 
begann 1994 die Arbeit an den 
palästinensischen Schulbüchern 
mit dem Ziel, die nationale Identi-
tät der Palästinenser zu stärken 
und die Geschichte Palästinas zu 

lehren. Das war das wichtigste An-
liegen. Schulbücher bilden die 
Grundlage einer Nation. 

…um die junge Generation zu Bür-
gern des neuen Staates Palästina 
heranzubilden?

Ja, das war die Vision. Das wich-
tigste Ziel im palästinensischen 
Lehrplan war, die nationale Identi-
tät zu stärken durch das Wissen 
über die eigene nationale Ge-
schichte, über die Religion und 
über die Kultur. 

Die meisten Autoren dieser 
Schulbücher versuchten nach den 
Verträgen von Oslo, sehr optimi-
stisch zu sein. Sie verfassten – hoch 
motiviert für positive Entwicklun-
gen – ausgewogene Schulbücher, 
die an vielen Stellen sowohl den 
palästinensischen wie auch den is-
raelischen Staat erwähnten und 
anerkannten. 

Sie haben diese Schulbücher wis-
senschaftlich untersucht. Wie wur-
den Israel und die Juden darin dar-
gestellt? 

Es gibt keine negative Darstel-
lung der Juden. Wir haben keine 
Probleme mit den Juden, denn wir 
sind Moslems, und wir respektie-
ren andere Religionen. Aber wir 
haben ein Problem damit, wenn 
man unser Recht und unsere Exi-
stenz als Nation nicht anerkennt. 
Wenn man auf die Landkarten 
schaut, sieht man, dass Israel als 
Staat in den Geschichtsbüchern 
erwähnt ist. Die Schulbücher stär-
ken die nationale palästinensische 
Identität und entsprechen der Phi-
losophie von Oslo. 

Sie schreiben, dass die Schulbücher 

Dr. Samira Alayan (Bild zvg)

*	 Dr. Samira Alayan, leitende Dozentin an 
der israelischen Seymour Fox School of 
Education der hebräischen Universität Je-
rusalem und an der David Yellin Academic 
School.
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für die palästinensischen Schulen 
in Ostjerusalem vom israelischen 
Bildungsministerium kontrolliert 
werden…

Als ich den Inhalt der Schulbü-
cher analysierte, gingen mir viele 
Fragen durch den Kopf, daher in-
terviewte ich deren Autoren. Sie 
berichteten, dass nach dem Jahr 
2000 in allen Schulen in Gaza, im 
Westjordanland und in Ostjerusa-
lem mit diesen Lehrbüchern unter-
richtet wurde. Die Schulbücher der 
Palästinensischen Autonomiebe-
hörde (PNA) für die palästinensi-
schen Schulen in Ostjerusalem 
werden vom Staat Israel kontrol-
liert. Alle dortigen öffentlichen 
Schulen werden von Israel kontrol-
liert. Für die Gehälter der Lehrer 
und der Angestellten sowie für die 
Gebäude ist Israel verantwortlich. 
Für den Inhalt der Lehrbücher ist 
die PNA zuständig. Schulbücher 
sind ein sehr wichtiges Werkzeug 
und ein sehr starkes Instrument, 
um die Schüler zu beeinflussen. 

Das israelische Bildungsministe-
rium hat sich den Inhalt der Schul-
bücher für Ostjerusalem ange-
schaut. Wenn ihnen am Inhalt 
etwas nicht gefiel, haben sie es 
gelöscht. Das ist weder professio-
nell noch pädagogisch sinnvoll. Als 
gebildeter Mensch gibt man den 
Schülern keine Lehrbücher mit 
halben Sätzen, ausgelassenen 
Textstellen oder ganzen weissen 
Seiten. Aber diese Zensur wird ge-
macht. Viele Inhalte fehlen. Die 
Schüler sind nicht dumm. Da in der 
West Bank und im Gazastreifen 
nicht zensuriert wird, informieren 
sie sich dort über die zensurierten 
Inhalte. 

Die Autoren der Schulbücher 
berichteten mir auch von einer in-
direkten Zensur. Wenn sie sich hin-
setzten, um zu schreiben und über 
den Inhalt zu entscheiden, sassen 
auch fünf oder sechs Vertreter der 
Europäischen Union dabei.

Von der EU?
Ja, von der Europäischen Union. 

Die EU gibt der PNA eine Menge 
Geld für die Schulen. Wissen Sie, es 
gibt keinen Staat Palästina. Die 
PNA ist abhängig von ihren Geld-
gebern, welche entscheiden, ob 
sie ihnen das Geld geben, um die 
Schulbücher zu produzieren. Die 
Geldgeber entscheiden für sie, ob 

sie diesen oder jenen Inhalt schrei-
ben sollen. Sie intervenieren. Es 
gibt keinen palästinensischen 
Staat, der ein eigenes Budget und 
eigene Regeln hat. Es gibt ein pa-
lästinensisches Volk, aber keinen 
palästinensischen Staat. Also ha-
ben sie sich an die EU, an die Welt-
bank zu halten…

Warum die Weltbank? 
Ich glaube, es ist eher die EU. 

Die Autoren der Schulbücher ha-
ben mir berichtet, dass die EU-Ver-
treter, die dabei sind, ihnen sagen, 
welchen Satz sie ändern müssen, 
damit er zum Inhalt passt. Sie ha-
ben nicht wirklich die Freiheit zu 
schreiben, was sie möchten. 

Wie beurteilen sie das?
Es ist eine Art moderner Kolo-

nialismus. Wir sprechen von Men-
schen, die unter Besatzung ein 
Lehrbuch schreiben. Es ist nicht 
wie in der Schweiz, man sitzt hier 
und trinkt Kaffee. Es ist ein Volk 
unter Besatzung. Ein Schulbuch 
für Schüler zu schreiben, um ihre 
Identität als Palästinenser zu stär-
ken und sie nicht zu verwirren, ist 
keine einfache Situation. Man 
fragt sich, welcher Satz ist zu 
schreiben und auf welche Weise 
ist er zu schreiben.

2018 hat die PNA ganz neue Schul-
bücher herausgegeben. Was hat 
sich verändert?

Vieles. Nach Oslo waren die Pa-
lästinenser optimistisch. Sie hoff-
ten, bald ihren Staat zu haben und 
zusammenzuleben. Seither ist vie-
les passiert. Im Jahr 2000 hat Israel 
mit dem Bau der Mauer begon-
nen, die den wirtschaftlichen Aus-
tausch und die Bewegungsfreiheit 
zwischen Gaza, Ostjerusalem und 
der West Bank massiv behindert. 
Der Siedlungsbau, verbunden mit 
der Enteignung palästinensischen 
Landes, wurde sehr massiv voran-
getrieben. 

In der palästinensischen Gesell-
schaft bildeten sich zwei Gruppen 
heraus: Aus Europa und Amerika 
kamen reiche Palästinenser zurück. 
Diese 10 % kontrollieren 90 % der 
palästinensischen Gesellschaft, von 
denen viele sehr arm sind. Inner-
halb der palästinensischen Gesell-
schaft gibt es viele Probleme, und 
die Regierung ist korrupt. All das 

führt dazu, dass die Palästinenser 
nicht mehr in einer positiven und 
optimistischen Weise denken, mit 
dem Ziel, ihre Kinder zu Toleranz 
und Frieden zu erziehen. 

Die Entwicklung seit Oslo führte 
dazu, dass die Palästinensische 
Autonomiebehörde beschloss, un-
seren Schülern nur unsere eigene 
Geschichte zu lehren, ohne irgend
etwas anderes zu erwähnen. Mei-
ner Meinung nach ist das keine 
gute Entscheidung. 

2010 hatte die EU beschlossen, 
das Budget für die Schulbücher 
der PNA zu streichen, weil sie 
glaubte, dass die PNA den Staat Is-
rael nicht anerkenne und negative 
Punkte in den Lehrbüchern zu fin-
den seien. Prof. Nurit Peled-Elha-
nan³ und ich wurden von der EU 
eingeladen. Dort habe ich genau 
das vorgestellt, was ich in der er-
sten Ausgabe der Schulbücher von 
2000 gesehen habe und was mei-
ne Forschung ergeben hat. Dar-
aufhin hat die EU der PNA das 
Geld zugesprochen. 

In den Schulbüchern gab es vie-
le Punkte, die verbessert werden 
sollten. Die EU gab das Geld unter 
der Bedingung, dass diese Punkte 
verbessert werden, ohne die 
Schulbücher grundsätzlich zu ver-
ändern. Zudem sollte eine akade-
mische Evaluation mit Akademi-
kern aus der Praxis, aus Palästina 
und von ausserhalb Palästinas, 
durchgeführt werden, um objektiv 
zu sein. Aber die PNA wollte das 
nicht und ersetzte die gesamten 
Schulbücher durch ganz neue. 
2018 wurden diese in den Schulen 
eingeführt. Diese Schulbücher 
sind ganz anders,  das Innere der 
Bücher und das Äussere. Wenn 
man da Zensur machen will, ist es 
sehr schwierig. Auf dem Einband 
ist überall eine palästinensische 
Flagge, bei allen Büchern; im Ge-
schichtsbuch, auf jeder einzelnen 
Seite, überall ist eine Flagge von 
Palästina, eine oder zwei oder drei 
oder vier, sie halten die Flagge, sie 
ziehen die Flagge hoch, sie tragen 
die Flagge. Es ist ein Zuviel des Zei-
gens an die Adresse der israeli-
schen Seite: Wir sind hier! Aber das 
Ziel der Schulbücher ist immer 
noch das gleiche, die palästinensi-
sche Identität zu stärken. 

Positiv ist, dass sich die neuen 
Schulbücher mit den Menschen-



14 Zeitgeschehen im Fokus  Nr. 1 | 19. Januar 2023

rechten beschäftigen, mit der 
Gleichheit von Männern und Frau-
en. Wir sind alle gleich, ob rot, 
schwarz oder weiss. Es hat auch 
Bilder von Menschen mit Behinde-
rungen. Man sieht eine Frau im 
Krankenhaus und auch zu Hause, 
sie ist Ärztin, aber sie kann auch 
Mutter sein. Das ist sehr schön. 
Diese Vielfalt sehen wir nicht in 
den alten Lehrbüchern.

In der palästinensischen Gesell-
schaft gibt es auch Christen, nicht 
nur Muslime. In den alten Büchern 
sieht man diese Stimmen nicht. 
Jetzt sieht man sie, man sieht eine 
Moschee, man sieht eine Kirche. 
Man sieht einen moslemischen 
Jungen mit einem Koran, und das 
christliche Mädchen trägt ein 
Kreuz. Das ist sehr positiv.

Auf der politischen Ebene wird 
Israel als Staat in den neuen Schul-
büchern nicht erwähnt. Ich fragte 
einen der Autoren: «Warum erwäh-
nen Sie Israel als Staat nicht?» Er 
antwortete: «Wir sprechen über 
das historische Palästina vor 1948. 
Damals existierte Israel nicht.» Ich 
entgegnete: «Ihr sprecht über das 
historische Palästina, aber wir le-
ben heute.» Seine Reaktion war: 
«Ja, wir leben heute, aber das ist 
das historische Palästina! Und wir 
müssen Geschichte lehren, also leh-
ren wir die Geschichte des histori-
schen Palästina.» Im alten Lehrbuch 
gab es ein Kapitel dazu, im neuen 
Lehrbuch nicht; keine Erwähnung 
der Juden im historischen Palästina, 
keine Landkarte nach 1948 mit 
dem Staat Israel. Auch der Holo-
caust wird nicht erwähnt. Die Auto-
ren anerkennen Israel, sie wissen 
um den Holocaust, aber sie erwäh-
nen ihn nicht. Fragt man die Auto-
ren, warum sie den Holocaust nicht 
erwähnen, sagen sie: «Das ist nicht 
der richtige Zeitpunkt. Es ist an der 
Zeit, unsere Geschichte zu präsen-
tieren. Zur Zeit sind wir unter militä-
rischer Besatzung.» Die Autoren 
nehmen die Besatzung als Begrün-
dung, um viele andere Fakten nicht 
zu erwähnen. 

Mit den neuen Schulbüchern 
reagiert die PNA auf die schlim-
men Entwicklungen seit den Ver-
trägen von Oslo. Das ist eine gros-
se Tragik. Wenn man darauf 
wartet, dass sich etwas ändert, 
und es immer schlimmer wird, und 
man keinen Ausweg sieht, dann 

sind neue Schulbücher ein Mittel, 
um gegen die israelische Besat-
zung zu kämpfen. «Wir erwähnen 
Israel nicht, wir ignorieren Israel, 
das ist unsere Art zu kämpfen», so 
der Gedanke. 

Wie müssten zukünftige palästi-
nensische Schulbücher sein, um 
auch zu einer Versöhnung zwi-
schen den Menschen beizutragen?

Sie müssen das tun, was die Pa-
lästinenser tun, die in Israel leben. 
Die meisten von ihnen kennen die 
palästinensische Sichtweise (Nar-
rativ) und die israelische Sichtwei-
se sehr gut. Es stärkt die Schüler, 
wenn sie beides kennen. Unsere 
Schüler sind nicht dumm, sie kön-
nen gut denken, wenn man sie 
denken lässt und ihnen erlaubt zu 
denken. 

Palästinenser, die als israelische 
Bürger in Israel leben, werden 
nach dem israelischen Lehrplan 
unterrichtet. Weil ich Arabisch und 
Hebräisch spreche, konnte ich das 
palästinensische und das israeli-
sche Narrativ lesen. Man muss bei-
des kennen. Ein Beispiel ist die 
Tochter meines Bruders, der auch 
in Israel lebt. Sie fragt mich vieles, 
und ich gebe ihr immer ein Buch 
zu lesen. Ich möchte, dass sie gut 
Hebräisch und Arabisch spricht. 
Ich möchte, dass sie weiss, was in 
der israelischen Gesellschaft, aber 
auch was in der palästinensischen 
Gesellschaft vor sich geht. Sie ist 
schon eine starke Persönlichkeit 
mit ihren 19 Jahren. Wenn sie mit 
mir diskutiert, stellt sie mir an-
spruchsvolle Fragen, die ich nie ge-
stellt habe, weil ich sie nicht hatte. 

Das müsste man in den Schulen 
machen, nicht nach der Schule, 
weil nicht jede Familie das macht. 
In den Schulen in Israel und an der 
Universität habe ich gemäss den 
israelischen Lehrplänen gelernt, 
was ich als Mangel empfunden 
habe. Meine Familie, vor allem 
mein Vater, sagte mir damals, ich 
solle mehr lesen, damit ich weiss, 
dass ich Palästinenserin und Musli-
min bin. 

Meine Sorge heute ist, dass we-
der Israel noch die Palästinensi-
sche Autonomiebehörde in den 
Schulen beide Sichtweisen unter-
richten. Ich bin der Ansicht, dass 
sowohl der israelische Student wie 
auch der palästinensische Student 

ein Opfer dieses Systems sind. 
Wenn der israelische Student an 
die Universität kommt und das er-
ste Mal in seinem Leben neben ei-
ner arabischen Frau oder einem 
arabischen Mann sitzt, weiss er 
nichts über sie. Er ist ein armer 
Mensch, obwohl er eine Waffe hat 
und Soldat ist. Aber innerlich ist er 
arm. Er weiss nicht, wer dieser 
Mann ist, der neben ihm sitzt, und 
er hat Angst vor ihm, weil er nichts 
über ihn weiss. Und beim palästi-
nensischen Studenten ist es das-
selbe. Er meint, der Israeli denke, 
er sei ein Terrorist. Als Soldat wür-
de er ihn töten. Diese Sichtweisen 
sind gefährlich. Meine Sichtweise 
ist eine andere. 

Nämlich?
Ich glaube, dass wir optimistisch 

arbeiten müssen. Wir müssen über 
den palästinensischen und über 
den israelischen Staat nachden-
ken. Sowohl die israelische wie 
auch die palästinensische Sicht-
weise müssen unterrichtet wer-
den. Die Schüler sind klug genug. 
Man muss sie nicht mit einem Nar-
rativ füttern. Man muss sie unter-
richten mit Informationen, mit Fak-
ten. Sie brauchen ein Wissen über 
die Schulbücher hinaus, um später 
erfolgreich zu sein und auf die Uni-
versität zu gehen. Neulich ist ein 
Schulbuch erschienen. Auf der ei-
nen Seite ist die israelische Sicht-
weise dargestellt, auf der anderen 
die palästinensische. In der Mitte 
kann man die eigene Sichtweise 
aufschreiben. Das ist ein gutes  Bei-
spiel. Darin sehe ich die Zukunft. 

Frau Dr. Alayan, ich danke Ihnen für 
das Gespräch.

Interview Henriette Hanke  
Güttinger

¹	 Dr. Alayan hat die palästinensischen Schulbü-
cher von der 1. bis zur 12. Klasse untersucht. 
Samira Alaya: Education in East Jerusalem 
Occupation, Political Power, and Struggle. New 
York 2019.

2	 Rund 156 000 Personen.
³	 Dozentin für Spracherziehung, soziale Semiotik 

und Multimodalität der Seymour Fox School of 
Education an der hebräischen Universität 
Jerusalem und an der David Yellin Academic 
School.
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Lieber getrennte Reihen für Mädchen und Buben  
als gar kein Unterricht
Interview mit Oumar Gouro Diall*

Oumar Gouro Diall ist Bildungs-
experte in Mali. Er arbeitet am 

Centre international d’expertises 
et de formation (CIEF) und hat ein 
von der Deza unterstütztes Pro-
gramm zur Förderung der Bil-
dungsdezentralisierung in die 
Wege geleitet. Dieses läuft seit 
2006 und wird bis Ende 2022 mehr 
als 800 000 Kindern den Schulbe-
such ermöglicht haben. Das Pro-
gramm musste sich den bewaffne-
ten Konflikten und mehreren 
Militärputschs anpassen, die das 
westafrikanische Land seit zehn 
Jahren in Atem halten.

Eine Welt Herr Gouro Diall, Kinder 
in Mali haben kein einfaches Los: 
Ihren Alltag prägen extreme Ar-
mut, Unterernährung, sexuelle Ge-
walt und die Klimakrise. Hinzu 
kommt der bewaffnete Konflikt, 
der das Land nach Unabhängig-
keits- und dschihadistischen Auf-
ständen seit 2012 erschüttert.

Oumar Gouro Diall Kinder in 
Konfliktgebieten leben in einer 
dramatischen Situation. Manche 
mussten zusehen, wie ihre Eltern 
gefesselt, misshandelt oder gar 
umgebracht wurden. Ihre Mütter 
und Schwestern wurden vergewal-
tigt, ihre Häuser geplündert. Der 
reinste Horror – viele der Kinder 
befinden sich danach in einem 
Schockzustand. Wir bringen sie in 
die nächsten gesicherten Dörfer, 
geben ihnen Nachhilfeunterricht, 
spielen, singen, tanzen und treiben 
Sport mit ihnen, damit sie ihre 
Traumata abbauen können. 
Betreut werden sie von Grossmüt-
tern. Und sie erhalten psychosozi-

ale Unterstützung: Ihre Lehrerin-
nen und Lehrer wurden dafür 
ausgebildet, schwere seelische 
Notlagen zu erkennen. Braucht ein 
Kind zusätzliche Begleitung, über-
nimmt ein spezialisiertes Zentrum.

Im Norden und im Zentrum Malis 
greifen Dschihadisten Schulen an, 
die nicht ihre Werte vermitteln. Sie 
stürmen die Klassenzimmer, terro-
risieren die Kinder, verbrennen 
Schulhefte und töten mitunter so-
gar Kinder oder Lehrkräfte. Diese 
unsichere Lage hat zur Schliessung 
von gegen 2000 Schulen geführt, 
die Ausbildung von fast 600 000 
Kindern unterbrochen und knapp 
12 000 Lehrkräfte am Unterrichten 
gehindert. Wie kann der Unterricht 
unter Konfliktbedingungen fortge-
setzt werden?

Um ein Minimum an Unterricht 
aufrechtzuerhalten, versuchen wir 
via die religiösen Anführer Kontakt 
mit den Terroristengruppen aufzu-
nehmen. In manchen Dörfern 
mussten wir Zugeständnisse ma-
chen: Vor dem Schulunterricht, der 
um acht Uhr beginnt, ist ab sechs 
Uhr Koranschule. Auch mussten 
wir Arabischunterricht einführen. 
Mädchen und Buben sitzen nun in 
getrennten Reihen, wie die Dschi-
hadisten es gefordert hatten. An-
dernfalls findet kein Unterricht 
statt. Wo die Schulen geschlossen 
wurden, haben wir gemeinschaft-
liche Lernräume mit Betreuerin-
nen und Betreuern aus den Dör-
fern eröffnet.

Abgesehen von den Ausschreitun-
gen der bewaffneten Gruppen hat 
auch die Covid-19-Pandemie den 
malischen Schulen zugesetzt.

Die Schulhäuser waren zwei 
Monate lang geschlossen. Weil 
der Internetzugang mehr schlecht 

als recht funktionierte, konnten 
wir die Kinder auch nicht zu Hause 
über Tablets unterrichten. Als die 
Schulen wieder aufgingen, wur-
den die Klassen verkleinert und 
Nachhilfeunterricht organisiert, 
den Lehrerinnen und Lehrern wur-
den Präventionsmassnahmen ver-
mittelt und die Gemeinschaften 
für das Abstandhalten sensibili-
siert. Aber auch ohne Gesund-
heitskrise ist es ein Problem, wenn 
die Kinder nicht zur Schule gehen: 
Sie sind weniger geschützt.

Die Schule ist ein wichtiges soziales 
Netz. Steigt das Risiko sexueller Ge-
walt, wirtschaftlicher Ausbeutung 
oder der Anwerbung durch be-
waffnete Gruppen, wenn die Schu-
len geschlossen bleiben?

Ja, salafistische Dschihadisten 
setzen Vergewaltigung als Waffe 
ein. Die Mädchen kommen dann 
nur noch begleitet zur Schule, und 
die Buben riskieren, unterwegs 
von terroristischen Gruppen rekru-
tiert zu werden. Sie versprechen 
ihnen Geld und das Paradies, wenn 
sie jemanden umbringen. Wir sen-
sibilisieren die Jugendlichen für 
die Gefahr, die von den Überre-
dungsversuchen der Dschihadi-
sten ausgeht, und bieten ihnen 
Ausbildungen an, etwa in Vieh-
zucht, Gartenbau, Baumpflege 
oder im Bereich Solarenergie. Bis-
her haben wir damit über 80 Ju-
gendliche erreicht.

Zurück zum Unterricht – wo findet 
dieser statt?

Oft gibt es in den Dörfern einen 
freien Raum oder ein ehemaliges 
Alphabetisierungszentrum. Wir 

*	 Oumar Gouro Diall beschäftigt sich seit 
langem mit der Bildung in Krisensituatio-
nen. In den vom gewalttätigen Extremis-
mus heimgesuchten Regionen Nord- und 
Zentralmali hat der ausgebildete Philo-
soph und Soziologe dazu beigetragen, 
ein sicheres und schützendes Umfeld für 
Schulen zu schaffen. Er gehörte zu den 
ersten, die sich für die Wiedereröffnung 
von Schulen einsetzte, die von Radikalen 
geschlossenen worden waren, und Schu-
lungen zur psychosozialen Unterstützung 
durchführten. In weiten Kreisen ist er für 
seine Fähigkeit anerkannt, Zusammen-
halt in der Bevölkerung zu schaffen.

Oumar Gouro Diall (Bild zvg)

«AUCH OHNE GESUNDHEITS-
KRISE IST ES EIN PROBLEM, 
WENN DIE KINDER NICHT 
ZUR SCHULE GEHEN: SIE SIND 
WENIGER GESCHÜTZT.»
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Eine vom UNHCR betriebene und geschützte Schule in der Stadt Kaya in Burkina Faso: Im westafrikanischen 
Land kam es im Zuge der Ausbreitung der Gewalt in der Sahelzone zu einer massiven Vertreibung. (© UNH-
CR/Benjamin Loyseau) [Burkina Faso leidet unter denselben Problemen wie Mali.]

stellen eine Tafel, Schulbänke und 
Bücher zur Verfügung, erarbeiten 
einen Plan zur Risikominderung 
rund um die Schulen und die 
Schulkommissionen werden in Ri-
sikomanagement geschult. Die Ar-
mee hingegen engagieren wir 
nicht, da sie ein Ziel der Terroristen 
ist. Kinder sind unschuldig, sie 
müssen aus dem Konflikt heraus-
gehalten werden.

Welche Ansätze und pädagogi-
schen Neuerung haben Sie entwic-
kelt, damit die Kinder weiter lernen 
können?

Für die 8- bis 12-Jährigen, die nie 
eingeschult wurden oder die Schu-
le abbrachen, haben wir einen 
neunmonatigen Schnellkurs ent-
wickelt, nach dem sie direkt in die 
vierte Klasse wechseln können. Es 
handelt sich um eine Zusammen-
fassung der vier ersten Schuljahre, 
damit Tausende von Kindern über-
haupt Zugang zu Bildung erhalten. 
Um das Verständnis und Lernen zu 
erleichtern, haben wir einen Lehr-
mittelkoffer mit 24 Werkzeugen 
aus lokaler Produktion entwickelt. 
Die Schülerinnen und Schüler kön-
nen die Unterrichtsthemen damit 
sehen und berühren. Im Matheun-
terricht etwa messen sie mit Holz-
stangen die Höhe eines Tischs, ei-
ner Bank, eines Fensters oder die 
Distanz zwischen dem Klassenzim-
mer und einem Baum auf dem 
Schulhof. Der einst rein theoreti-
sche Unterricht ist nun konkreter. 
Bei allzu formellen Ansätzen verlie-

ren die Kinder ihre Inspiration.

Ist auch das Vermitteln von loka-
lem Wissen weniger formell?

Ja, wir haben vor Ort vorhande-
nes Wissen in den Lehrplan aufge-
nommen. Manche Eltern beklag-
ten sich: «Wir erkennen unsere 
Kinder nicht mehr!». Sie wollten 
die Kinder nicht länger zur Schule 
schicken, weil die Schule ihnen an-
geblich ihre Werte nicht vermittelt 
und sie verzieht. Also haben wir 
mit Viehzüchterinnen, Hirtinnen, 
Fischern und den Mitgliedern ver-
schiedener Gemeinschaften eine 
Bestandesaufnahme des Wissens 
durchgeführt. Sie kommen nun 
selber in die Klassen und geben 
ihre Kenntnisse weiter. Die Schüle-
rinnen und Schüler sind begeistert. 
Die Module wurden vom Staat an-
erkannt, aber was fast noch wich-
tiger ist: Die Eltern akzeptieren die 
Schule und erlauben ihren Kin-
dern, herzukommen.

Für Nomadenkinder aus dem Ni-
gerdelta haben Sie mobile Schulen 
eingerichtet. Wie funktionieren 
diese?

Im Jahr 2000 gingen nur zwei 
Prozent dieser Kinder zur Schule. 
Die nomadischen Gemeinschaf-
ten, die im Lauf der Jahreszeiten 
ihren Weiden folgen, bleiben zwei, 
drei Monate im selben Dorf. Wäh-
rend dieser Zeit richten wir dort 
eine Schule ein. Die Infrastruktur 
besteht aus lokalen Materialien: 
Die Felle kommen von den Tuareg, 

das Stroh von den Bozo und den 
Fulben. Danach wird die Einrich-
tung abgebaut, die Lehrerin-nen 
und Lehrer ziehen mit den Famili-
en und den Kamelen für ein paar 
Monate weiter an den nächsten 
Standort. In der Region gibt es in-
zwischen mehr als 100 mobile 
Schulen mit Tausenden von Kin-
dern. Der Mädchenanteil ist im 
Lauf der Jahre stark angestiegen.

Vor welchen Herausforderungen 
stehen die malischen Schulen?

Zunächst braucht es einen dau-
erhaften Frieden, der Entwicklung 
überhaupt erst möglich macht, 
und dann muss man die Armut re-
duzieren: Ein hungriger Bauch hat 
keine Ohren. Anschliessend muss 
die Grundausbildung der Lehrkräf-
te überprüft werden. Da der Staat 
Personen ohne pädagogischen 
Hintergrund einstellte, um den 
Lehrermangel zu beheben, hat die 
Qualität des Unterrichts stark ge-
litten. Dabei haben die Kinder eine 
hervorragende Bildung verdient: 
Ein Kind ist ein Wunder, man muss 
an seine Gaben glauben.

Interview Zélie Schaller
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«INZWISCHEN GIBT ES MEHR 
ALS 100 MOBILE SCHULEN 
MIT TAUSENDEN VON  
KINDERN.»


